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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EG ) Nr. 384/96 DES RATES

vom 22 . Dezember 1995

über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113 ,

gestützt auf die Verordnungen über die gemeinsamen
Agrarmarktorganisationen sowie die aufgrund von Arti­
kel 235 des Vertrags erlassenen Verordnungen für land­
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse , insbesondere
auf diejenigen Bestimmungen dieser Verordnungen, wel­
che ein Abweichen von dem allgemeinen Grundsatz
ermöglichen, daß alle Schutzmaßnahmen an den Grenzen
allein durch die in diesen Verordnungen vorgesehenen
Maßnahmen ersetzt werden .

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Der Rat hat mit der Verordnung ( EWG ) Nr . 2423/
88 ( 3 ) eine gemeinsame Regelung für den Schutz
gegen gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus
nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden
Ländern erlassen .

( 2 ) Diese Regelung wurde in Übereinstimmung mit den
bestehenden internationalen Verpflichtungen festge­
legt, insbesondere denjenigen , die sich aus Arti­
kel VI des Allgemeinen Zoll - und Handelsabkom­
mens — nachstehend GATT genannt —, aus dem
Übereinkommen zur Durchführung des Artikels VI
des GATT ( Antidumping-Kodex 1979 ) und aus
dem Übereinkommen zur Auslegung und Anwen­
dung der Artikel VI , XVI und XXIII des GATT
( Kodex über Subventionen und Ausgleichszölle )
ergeben .

( 3 ) Die 1994 abgeschlossenen multilateralen Handels­
verhandlungen führten zu neuen Übereinkommen
zur Durchführung des Artikels VI des GATT, und
es ist daher angemessen , die Regelung der Gemein­

schaft zur Berücksichtigung dieses neuen Überein­
kommens zu ändern . Da die neuen Regeln für
Dumping und Subventionen unterschiedlicher Na­
tur sind , ist es ferner wünschenswert , getrennte
Regelungen der Gemeinschaft für diese beiden
Bereiche einzuführen, so daß die neuen Regeln für
den Schutz gegen Subventionen und für Ausgleichs­
zölle in einer getrennten Verordnung festgelegt wer­
den .

( 4 ) Bei der Anwendung dieser Regeln ist es zur Auf­
rechterhaltung des mit dem GATT-Übereinkommen
errichteten Gleichgewichts zwischen Rechten und
Pflichten unbedingt notwendig, daß die Gemein­
schaft der Auslegung dieser Regeln durch ihre wich­
tigsten Handelspartner Rechnung trägt.

( 5 ) Das neue Antidumping-Übereinkommen, also das
Übereinkommen zur Durchführung des Artikels VI
des Allgemeinen Zoll - und Handelsabkommens
1994 ( nachstehend „ Antidumping-Übereinkommen
1994 " genannt ), enthält neue und ausführliche
Regeln , insbesondere für die Berechnung des Dum­
pings , die Verfahren zur Einleitung und Durchfüh­
rung der Untersuchung, einschließlich der N Ermitt­
lung und der Auswertung der Tatsachen, die Ein­
führung vorläufiger Maßnahmen, die Einführung
und die Vereinnahmung von Antidumpingzöllen ,
die Geltungsdauer und die Überprüfung von Anti­
dumpingmaßnahmen sowie die Unterrichtung über
Informationen im Zusammenhang mit Antidum­
pinguntersuchungen . Angesichts des Umfangs der
Änderungen und zur Sicherung einer angemessenen
und transparenten Anwendung der neuen Regeln
sollten die Formulierungen des neuen Übereinkom­
mens soweit wie möglich in das Gemeinschaftsrecht
übertragen werden .

( 6 ) Es sollten klare und ausführliche Regeln für die'
Ermittlung des Normalwerts abgefaßt werden; ins­
besondere sollte sich die Ermittlung in allen Fällen
auf repräsentative Verkäufe im normalen Handels­
verkehr im Ausfuhrland stützen . Es ist zweckmäßig
zu definieren , unter welchen Umständen Inlandsver­
käufe als mit Verlust getätigt angesehen und nicht
berücksichtigt und die verbleibenden Verkäufe oder
der rechnerisch ermittelte Normalwert oder die
Verkäufe an ein Drittland zugrunde gelegt werden

(') ABl . Nr . C 319 vom 30 . 11 . 1995 .
( 2) ABl . Nr . C 17 vom 22 . 1 . 1996 .
( 3 ) ABl . Nr . L 209 vom 2 . 8 . 1988 , S. 1 . Verordnung zuletzt

geändert durch die Verordnung ( EG ) Nr . 522/94 ( ABl . Nr .
L 66 vom 10 . 3 . 1994 , S. 10 ).
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können . Ferner sollten eine angemessene Verteilung
der Kosten , einschließlich in Situationen der Pro­
duktionsaufnahme, vorgesehen und Leitlinien für
die Definition der Produktionsaufnahme sowie den
Umfang und die Methode der Verteilung festgelegt
werden . Bei der rechnerischen Ermittlung des Nor­
malwerts ist es ferner notwendig , die Methode
anzugeben, die für die Bestimmung der Vertriebs-,
Verwaltungs- und Gemeinkosten und den Gewinn
anzuwenden ist , die in diesem Normalwert enthal­
ten sein müssen .

( 7 ) Bei der Ermittlung des Normalwerts für Länder
ohne Marktwirtschaft erscheint es zweckmäßig,
Regeln für die Wahl des geeigneten Drittlands mit
Marktwirtschaft festzulegen , das zu diesem Zweck
heranzuziehen ist , und für den Fall , daß ein ange­
messenes Drittland nicht ermittelt werden kann,
vorzusehen , daß der Normalwert auf andere ange­
messene Weise bestimmt werden kann .

( 8 ) Es ist der Begriff „ Ausfuhrpreis " zu definieren und
anzugeben, welche Berichtigungen in den Fällen
vorzunehmen sind , in denen dieser Preis unter
Zugrundelegung des ersten Preises am freien Markt
errechnet werden muß.

( 9 ) Um einen gerechten Vergleich zwischen dem Aus­
fuhrpreis und dem Normalwert zu ermöglichen,
sollten die Faktoren aufgelistet werden , die die
Preise und die Vergleichbarkeit der Preise beeinflus­
sen können, und spezifische Regeln für die Bestim­
mungen der Berichtigungen festgelegt werden ,
wobei zu berücksichtigen ist , daß doppelte Berichti­
gungen zu vermeiden sind . Ferner ist vorzusehen,
daß für den Vergleich Durchschnittspreise herange­
zogen werden können, obgleich individuelle Aus­
fuhrpreise mit einem durchschnittlichen Normal­
wert verglichen werden können, wenn erstere nach
Verwender , Region oder Zeitraum variieren .

( 10 ) Es sind klare und ausführliche Leitlinien für die
Faktoren festzulegen, die für die Feststellung aus­
schlaggebend sein können, ob die gedumpten Ein­
fuhren eine bedeutende Schädigung verursacht
haben oder eine Schädigung zu verursachen drohen .
Bei dem Nachweis , daß das Volumen und die Preise
der betreffenden Einfuhren für die Schädigung eines
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft verantwortlich
sind, sollten die Auswirkungen anderer Faktoren
und insbesondere die jeweiligen Marktbedingungen
in der Gemeinschaft berücksichtigt werden .

( 11 ) Es empfiehlt sich , den Begriff „Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft " zu definieren und vorzusehen , daß
die mit Ausführern verbundenen Parteien aus dem
Wirtschaftszweig ausgeschlossen werden können;
der Begriff „ verbunden " ist zu definieren . Ferner ist
vorzusehen , daß Antidumpingmaßnahmen in bezug
auf Hersteller in einer Region der Gemeinschaft
getroffen werden können ; für die Definition dieser
Region sind Leitlinien festzulegen .

( 12 ) Es ist festzulegen , wer einen Antidumpingantrag
stellen kann, inwieweit dieser von dem Wirtschafts­

zweig der Gemeinschaft unterstützt werden sollte
und welche Informationen dieser Antrag zu dem
Dumping, der Schädigung und dem ursächlichen
Zusammenhang enthalten sollte . Außerdem sind die
Verfahren für die Ablehnung von Anträgen oder die
Einleitung von Antidumpingverfahren festzulegen .

( 13 ) Es ist festzulegen , wie die interessierten Parteien
davon unterrichtet werden , welche Informationen
die Behörden benötigen , wie ihnen ausreichend
Gelegenheit gegeben wird , alle einschlägigen Be­
weise vorzulegen , und wie sie uneingeschränkt
Gelegenheit erhalten , ihre Interessen zu verteidigen .
Außerdem sind die Regeln und Verfahren klar
festzulegen , die bei der Untersuchung einzuhalten
sind , insbesondere , daß interessierte Parteien inner­
halb bestimmter Fristen sich selbst melden, ihren
Standpunkt darlegen und ihre Informationen vorle­
gen müssen , wenn diese Standpunkte und Informa­
tionen berücksichtigt werden sollen . Ferner sollte
festgelegt werden, unter welchen Voraussetzungen
eine interessierte Partei Zugang zu Informationen
anderer interessierter Parteien erhalten und zu den
Informationen Stellung nehmen kann . Bei der
Sammlung der Informationen sollten die Mitglied­
staaten und die Kommission zusammenarbeiten .

( 14 ) Es sind die Bedingungen festzusetzen, unter denen
vorläufige Zölle eingeführt werden können , u . a .,
daß sie frühestens 60 Tage und spätestens neun
Monate nach der Einleitung des Verfahrens einge­
führt werden können . Aus Verwaltungsgründen ist
ferner vorzusehen, daß diese Zölle in allen Fällen
von der Kommission entweder direkt für einen
Zeitraum von neun Monaten oder in zwei Phasen
von sechs und drei Monaten eingeführt werden
können .

( 15 ) Es sind die Verfahren für die Annahme von Ver­
pflichtungen festzulegen , die das Dumping und die
Schädigung anstelle der Einführung vorläufiger oder
endgültiger Zölle beseitigen . Ferner ist festzulegen ,
welche Folgen eine Verletzung oder Rücknahme
von Verpflichtungen hat und daß vorläufige Zölle
im Fall einer mutmaßlichen Verletzung eingeführt
werden können oder wenn eine weitere Untersu­
chung zur Vervollständigung der Sachaufklärung
erforderlich ist . Bei der Annahme von Verpflichtun­
gen sollte darauf geachtet werden , daß die vorge­
schlagenen Verpflichtungen und ihre Einhaltung
nicht zu einem wettbewerbsschädigenden Verhalten
führen .

( 16 ) Es ist notwendig, den Abschluß von Verfahren mit
oder ohne Maßnahmen normalerweise innerhalb
von zwölf Monaten und spätestens von 15 Mona­
ten nach der Einleitung der Untersuchung vorzuse­
hen . Untersuchungen oder Verfahren sollten einge­
stellt werden , wenn das Dumping geringfügig oder
die Schädigung unerheblich ist , und es empfiehlt
sich , diese Begriffe zu definieren . In den Fällen , in
denen Maßnahmen einzuführen sind , ist der
Abschluß der Untersuchungen vorzusehen und fest­
zulegen , daß die Maßnahmen niedriger als die
Dumpingspannen sein sollten , wenn ein niedrigerer
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( 23 ) Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Durchset­
zung der Maßnahmen müssen die Mitgliedstaaten
den Einfuhrhandel bei Waren, die Gegenstand der
Untersuchungen und Gegenstand von Maßnahmen
sind, und den Betrag der im Rahmen dieser Verord­
nung vereinnahmten Zölle überwachen und der
Kommission darüber Bericht erstatten .

( 24 ) Ferner sind in regelmäßigen Zeitabständen und
bestimmten Phasen der Untersuchung Konsultatio­
nen in einem Beratenden Ausschuß vorzusehen . Der
Ausschuß sollte sich aus Vertretern der Migliedstaa­
ten und einem Vertreter der Kommission , der den
Vorsitz führt, zusammensetzen .

(25 ) Es sind Kontrollbesuche zur Überprüfung der Infor­
mationen zu dem Dumping und der Schädigung
vorzusehen, wobei diese Kontrollbesuche von einer
ordnungsgemäßen Beantwortung der Fragebogen
abhängen sollten .

( 26 ) Um einen fristgerechten Abschluß der Untersuchun­
gen zu ermöglichen, ist es wichtig, in den Fällen, in
denen die Zahl der betroffenen Parteien oder
Transaktionen sehr groß ist , eine Stichprobenaus­
wahl vorzusehen .

( 27 ) Es ist vorzusehen, daß für Parteien, die nicht in
zufriedenstellender Weise an der Untersuchung mit­
arbeiten, andere Informationen für die Sachaufklä­
rung herangezogen werden können und daß derar­
tige Informationen für die Parteien weniger günstig
sein können, als wenn sie an der Untersuchung
mitgearbeitet hätten .

( 28 ) Eine vertrauliche Behandlung von Informationen ist
vorzusehen, um Geschäftsgeheimnisse nicht zu ver­
breiten .

(29 ) Es ist eine ordnungsgemäße Unterrichtung der
betroffenen Parteien über die wesentlichen Tatsa­
chen und Erwägungen vorzusehen, die unter gebüh­
render Berücksichtigung des Entscheidungsprozesses
in der Gemeinschaft innerhalb einer Frist stattfin­
den muß, die den Parteien die Verteidigung ihrer
Interessen ermöglicht .

( 30 ) Es ist angebracht, ein Verwaltungssystem vorzuse­
hen, damit Argumente zu der Frage vorgebracht
werden können, ob Maßnahmen im Interesse der
Gemeinschaft einschließlich des Interesses der Ver­
braucher liegen , und Fristen für die Vorlage dieser
Informationen sowie das Recht der betroffenen
Parteien auf Unterrichtung festzulegen .

( 31 ) Mit der Verordnung ( EG ) Nr . 3283/94 des Rates
vom 22 . Dezember 1994 über den Schutz gegen
gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen
Gemeinschaft gehörenden Ländern (') hob der Rat

Betrag zur Beseitigung der Schädigung ausreicht,
und ferner die Methode für die Berechnung der
Höhe der Maßnahmen im Falle einer Stichproben­
auswahl zu bestimmen.

( 17 ) Soweit angemessen, ist die rückwirkende Erhebung
vorläufiger Zölle vorzusehen und festzulegen, wel­
che Umstände die rückwirkende Erhebung von Zöl­
len auslösen können, um ein Unterlaufen der einzu­
führenden endgültigen Maßnahmen zu verhindern .
Ferner ist vorzusehen, daß die Zölle im Fall einer
Verletzung oder Rücknahme von Verpflichtungen
rückwirkend erhoben werden können .

( 18 ) Die Maßnahmen sollten nach fünf Jahren auslau­
fen, es sei denn, eine Überprüfung spricht für ihre
Aufrechterhaltung. In den Fällen, in denen ausrei­
chende Beweise für veränderte Umstände vorgelegt
werden, sollten Interimsüberprüfungen oder Unter­
suchungen durchgeführt werden, um festzustellen,
ob die Erstattung von Antidumpingzöllen gerecht­
fertigt ist . Außerdem ist festzulegen , daß bei einer
Neuberechnung des Dumpings , die eine rechneri­
sche Ermittlung der Ausfuhrpreise erforderlich
macht, die Zölle nicht als zwischen der Einfuhr und
dem Wiederverkauf entstandene Kosten behandelt
werden, wenn sich diese Zölle in den Preisen der
Waren widerspiegeln, die Gegenstand von Maßnah­
men in der Gemeinschaft sind .

( 19 ) Insbesondere ist eine Neufeststellung der Ausfuhr­
preise und der Dumpingspannen vorzusehen, wenn
der Zoll von dem Ausführer über eine Form von
Ausgleichsvereinbarung getragen wird und sich
nicht in den Preisen der Waren widerspiegelt, die
Gegenstand von Maßnahmen in der Gemeinschaft
sind .

(20 ) Das Antidumping-Übereinkommen 1994 enthält
keine Bestimmungen über die Umgehung von Anti­
dumpingmaßnahmen, obgleich in einem gesonder­
ten GATT-Ministerbeschluß die Umgehung als ein
Problem anerkannt und dessen Lösung dem GATT­
Antidumpingausschuß übertragen wird . Da die
multilateralen Verhandlungen bisher scheiterten
und das Ergebnis der Befassung des GATT-Anti­
dumpingausschusses nicht vorliegt, sind neue
Bestimmungen in das Gemeinschaftsrecht einzufüh­
ren, um Praktiken, einschließlich der einfachen
Montage in der Gemeinschaft oder in einem Dritt­
land, zu regeln, die in erster Linie auf die Umge­
hung von Antidumpingmaßnahmen abzielen .

( 21 ) Es ist zweckdienlich, die Aussetzung von Antidum­
pingmaßnahmen im Fall einer vorübergehenden
Veränderung der Marktbedingungen zu gestatten,
die die Beibehaltung derartiger Maßnahmen einst­
weilig nicht geeignet erscheinen lassen .

( 22 ) Es ist vorzusehen, daß die von der Untersuchung
betroffenen Einfuhren Gegenstand einer zollamtli­
chen Erfassung sein können, so daß in der Folge
Maßnahmen gegenüber diesen Einfuhren ange­
wandt werden können .

(') ABl . Nr . L 349 vom 31 . 12 . 1994, S. 1 . Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung ( EG ) Nr. 1251/95 (ABl . Nr .
L 122 vom 2 . 6 . 1995 , S. 1 ).
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die Verordnung ( EWG ) Nr . 2423/88 auf und
errichtete ein neues gemeinsames Schutzsystem
gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäi­
schen Gemeinschaft gehörenden Ländern .

( 32 ) Bei der Bekanntmachung der Verordnung ( EG )
Nr . 3283/94 traten erhebliche Irrtümer im Wortlaut
zutage .

( 33 ) Außerdem ist die genannte Verordnung schon zwei­
mal geändert worden .

( 34 ) Im Interesse der Klarheit , Transparenz und Rechts­
sicherheit sollte die genannte Verordnung daher,
unbeschadet der bereits nach ihr oder nach der
Verordnung (EWG ) Nr . 2423/88 eingeleiteten Anti­
dumpingverfahren, aufgehoben oder ersetzt wer­
den —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Wird jedoch die gleichartige Ware von dem Ausführer im
Ausfuhrland weder hergestellt noch verkauft, so kann der
Normalwert anhand des Preise der anderen Verkäufer
oder Hersteller ermittelt werden .

Die Preise zwischen Parteien , zwischen denen eine
geschäftliche Verbindung oder eine Ausgleichsvereinba­
rung besteht, können nur dann als im normalen Handels­
verkehr angesehen und für die Ermittlung des Normal­
werts herangezogen werden, wenn festgestellt wird, daß
sie durch diese Geschäftsbeziehung nicht beeinflußt wer­
den .

( 2 ) Die Verkäufe der gleichartigen Ware zum Ver­
brauch auf dem Inlandsmarkt werden normalerweise bei
der Ermittlung des Normalwerts zugrunde gelegt, wenn
die verkauften Mengen 5 v . H. oder mehr der verkauften
Mengen der betreffenden Ware in die Gemeinschaft aus­
machen . Ein niedrigerer Prozentsatz kann jedoch zulässig
sein , wenn beispielsweise die in Rechnung gestellten
Preise für den betreffenden Markt als repräsentativ ange­
sehen werden .

( 3 ) Wird die gleichartige Ware im normalen Handels­
verkehr nicht oder nur in unzureichenden Mengen ver­
kauft oder lassen diese Verkäufe wegen der besonderen
Marktlage keinen angemessenen Vergleich zu, so wird der
Normalwert der gleichartigen Ware anhand der Herstell­
kosten in dem Ursprungsland zuzüglich eines angemesse­
nen Betrags für Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinko­
sten und für Gewinne oder anhand der Preise bestimmt,
die bei der Ausfuhr in ein geeignetes Drittland im norma­
len Handelsverkehr gelten, sofern diese Preise repräsenta­
tiv sind .

( 4 ) Die Verkäufe der gleichartigen Ware auf dem
Inlandsmarkt des Ausfuhrlandes oder Exportverkäufe an
ein Drittland zu Preisen, die unter den ( fixen und varia­
blen ) Stückkosten zuzüglich der Vertriebs-, Verwaltungs­
und Gemeinkosten liegen, können nur dann aus preisli­
chen Gründen als nicht im normalen Handelsverkehr
getätigt angesehen und bei der Bestimmung des Normal­
werts unberücksichtigt gelassen werden, wenn festgestellt
wird, daß diese Verkäufe während eines längeren Zeit­
raums in erheblichen Mengen und zu Preisen getätigt
werden, die während eines angemessenen Zeitraums nicht
die Deckung aller Kosten ermöglichen .

Wenn die Preise, die zum Zeitpunkt des Verkaufs unter
den Stückkosten liegen, die gewogenen durchschnittlichen
Stückkosten im Untersuchungszeitraum übersteigen, wer­
den sie als Preise angesehen, die während eines angemes­
senen Zeitraums die Deckung der Kosten ermöglichen .

Der längere Zeitraum umfaßt normalerweise ein Jahr und
darf in keinem Fall kürzer sein als sechs Monate, und
Verkäufe unter Stückkosten werden als in erheblichen
Mengen während eines solchen Zeitraums getätigt ange­
sehen, wenn festgestellt wird, daß der gewogene durch­
schnittliche Verkaufspreis niedriger ist als die gewogenen
durchschnittlichen Stückkosten oder daß die Verkäufe
unter Stückkosten mindestens 20 v . H. der zur Bestim­
mung des Normalwerts berücksichtigten Verkäufe ausma­
chen .

Artikel 1

Grundsätze

( 1 ) Ein Antidumpingzoll kann auf jede Ware erhoben
werden, die Gegenstand eines Dumpings ist und deren
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr in der
Gemeinschaft eine Schädigung verursacht.

( 2 ) Eine Ware gilt als gedumpt, wenn ihr Preis bei der
Ausfuhr in die Gemeinschaft niedriger ist als der ver­
gleichbare Preis der zum Verbrauch im Ausfuhrland
bestimmten gleichartigen Ware im normalen Handelsver­
kehr .

( 3 ) Das Ausfuhrland ist normalerweise das Ursprungs­
land; jedoch kann es sich auch um ein Zwischenland
handeln, ausgenommen in den Fällen, in denen die Ware
nur Gegenstand eines Durchfuhrverkehrs durch dieses
Land ist oder nicht in diesem Land hergestellt wird , oder
wenn es dort keinen vergleichbaren Preis für sie gibt .

( 4 ) Im Sinne dieser Verordnung gilt als „gleichartige
Ware " eine Ware, die mit der betreffenden Ware iden­
tisch ist , d . h ., ihr in jeder Hinsicht gleicht, oder, wenn es
eine solche Ware nicht gibt, eine andere Ware, die zwar
der betreffenden Ware nicht in jeder Hinsicht gleicht,
aber Merkmale aufweist , die denen der betreffenden
Ware sehr ähnlich sind .

Artikel 2

Feststellung des Dumpings

A. NORMALWERT

( 1 ) Der Normalwert stützt sich normalerweise auf die
Preise, die im normalen Handelsverkehr von unabhängi­
gen Abnehmern im Ausfuhrland gezahlt wurden oder zu
zahlen sind .
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als der Gewinn, den andere Ausführer oder Hersteller
bei Verkäufen von Waren der gleichen allgemeinen
Warengruppe auf dem Inlandsmarkt des Ursprungs­
landes erzielen.

( 7 ) Im Fall von Einfuhren aus Ländern ohne Markt­
wirtschaft, insbesondere aus Ländern, auf die die Verord­
nung ( EG ) Nr . 519/94 des Rates ( ! ) Anwendung findet,
wird der Normalwert ermittelt auf der Grundlage des
Preises oder des rechnerisch ermittelten Wertes in einem
Drittland mit Marktwirtschaft oder des Preises, zu dem
die Ware aus einem solchen Drittland in andere Länder
einschließlich in die Gemeinschaft verkauft wird, oder,
falls dies nicht möglich ist , auf jeder anderen angemesse­
nen Grundlage, einschließlich des für die gleichartige
Ware in der Gemeinschaft tatsächlich gezahlten oder zu
zahlenden Preises , der, falls notwendig, um eine angemes­
sene Gewinnspanne gebührend berichtigt wird .

Ein geeignetes Drittland mit Marktwirtschaft wird auf
nicht unvertretbare Weise ausgewählt unter gebührender
Berücksichtigung aller zuverlässigen Informationen, die
zum Zeitpunkt der Auswahl zur Verfügung stehen . Fer­
ner werden die Terminzwänge berücksichtigt, und es
wird , soweit angemessen, ein Drittland mit Marktwirt­
schaft herangezogen, das Gegenstand der gleichen Unter­
suchung ist .

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien werden
kurz nach der Einleitung des Verfahrens über die Wahl
des Drittlandes mit Marktwirtschaft unterrichtet und
erhalten eine Frist von zehn Tagen zur Stellungnahme.

( 5 ) Die Kosten werden normalerweise anhand der Auf­
zeichnungen der Partei berechnet, sofern diese Aufzeich­
nungen den allemein anerkannten Buchführungsgrundsät­
zen des betreffenden Landes entsprechen und nachgewie­
sen wird, daß diese Aufzeichnungen die mit der Produk­
tion und dem Verkauf der betreffenden Ware verbunde­
nen Kosten in angemessener Weise widerspiegeln .

Die für die ordnungsgemäße Kostenverteilung vorgelegten
Nachweise werden berücksichtigt, sofern diese Kostenver­
teilungen traditionell vorgenommen wurden . In Ermange­
lung einer besseren Methode wird die Kostenverteilung
auf Umsatzbasis bevorzugt . Sofern dies nicht bereits bei
den Kostenverteilungen gemäß diesem Unterabsatz erfolgt
ist, werden angemessene Berichtigungen für die nicht
wiederkehrenden Kostenfaktoren vorgenommen, die der
künftigen und/oder derzeitigen Produktion zugute kom­
men .

Werden die Kosten während eines Teils des Kostendek­
kungszeitraums durch die Inbetriebnahme neuer Produk­
tionsanlagen, die erhebliche zusätzliche Investitionen
erfordern, und durch niedrige Kapazitätsauslastungsraten
beeinflußt, die sich aus der Produktionsaufnahme inner­
halb oder während eines Teils des Untersuchungszeit­
raums ergeben, so werden die Kosten am Ende der
Anlaufphase unter Berücksichtigung der vorgenannten
Aufteilungsregeln zugrunde gelegt und auf dieser Höhe
für den betreffenden Zeitraum in die in Absatz 4 Unter­
absatz 2 genannten gewogenen durchschnittlichen Kosten
einbezogen . Die Dauer der Anlaufphase wird unter
Berücksichtigung der Umstände des betreffenden Herstel­
lers oder Ausführers bestimmt, darf aber einen angemes­
senen anfänglichen Anteil an dem Kostendeckungszeit­
raum nicht übersteigen . Für diese Kostenberichtigung
während des Untersuchungszeitraums werden die Anga­
ben zu der Anlaufphase, die sich über den Untersu­
chungszeitraum hinaus erstreckt, berücksichtigt, sofern
sie vor den Kontrollbesuchen und innerhalb von drei
Monaten nach der Einleitung der Untersuchung vorgelegt
werden .

( 6 ) Die Beträge für Vertriebs-, Verwaltungs- und
Gemeinkosten sowie für Gewinne werden anhand der
Zahlen festgesetzt, die der Ausführer oder Hersteller bei
der Produktion und dem Verkauf der gleichartigen Ware
im normalen Handelsverkehr tatsächlich verzeichnet . Ist
dies nicht möglich, so können die Beträge festgesetzt
werden

a ) anhand des gewogenen Durchschnitts der tatsächli­
chen Beträge, die für andere untersuchte Ausführer
oder Hersteller bei der Produktion und dem Verkauf
der gleichartigen Ware auf dem Inlandsmarkt des
Ursprungslandes ermittelt wurden;

b ) anhand der Beträge, die der betreffende Ausführer
oder Hersteller bei der Produktion und dem Verkauf
von Waren der gleichen allgemeinen Warengruppe auf
dem Inlandsmarkt des Ursprungslandes tatsächlich
verzeichnet;

c ) anhand jeder anderen vertretbaren Methode, sofern
der auf diese Weise ermittelte Gewinn nicht höher ist

B. AUSFUHRPREIS

( 8 ) Der Ausfuhrpreis ist der tatsächlich gezahlte oder
zu zahlende Preis der zur Ausfuhr aus dem Ausfuhrland
in die Gemeinschaft verkauften Ware .

( 9 ) Gibt es keinen Ausfuhrpreis oder stellt sich heraus,
daß der Ausfuhrpreis wegen einer geschäftlichen Verbin­
dung oder einer Ausgleichsvereinbarung zwischen dem
Ausführer und dem Einführer oder einem Dritten nicht
zuverlässig ist, so kann der Ausfuhrpreis auf der Grund­
lage des Preises errechnet werden, zu dem die eingeführ­
ten Waren erstmals an einen unabhängigen Käufer wei­
terverkauft werden, oder, wenn die Waren nicht an einen
unabhängigen Käufer oder nicht in dem Zustand weiter­
verkauft werden, in dem sie eingeführt wurden, auf jeder
anderen angemessenen Grundlage .

In diesen Fällen werden Berichtigungen für alle zwischen
der Einfuhr und dem Wiederverkauf entstandenen
Gewinne und Kosten einschließlich Zöllen und Abgaben
vorgenommen, um einen zuverlässigen Ausfuhrpreis frei
Grenze der Gemeinschaft zu ermitteln .

Die Beträge, für die Berichtigungen vorgenommen wer­
den, umfassen alle Beträge, die normalerweise vom Ein­

(M ABl . Nr . L 67 vom 10. 3 . 1994, S. 89 .
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führer getragen werden , aber von Parteien innerhalb oder
außerhalb der Gemeinschaft übernommen worden sind,
bei denen sich herausstellt, daß eine geschäftliche Verbin­
dung oder eine Ausgleichsvereinbarung mit dem Einfüh­
rer oder Ausführer besteht . Dazu gehören insbesondere
die üblichen Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-,
Verlade- und Nebenkosten , Zölle , Antidumpingzölle und
andere Abgaben, die im Einfuhrland aufgrund der Ein­
fuhr oder des Verkaufs der Waren zu entrichten sind ,
eine angemessene Spanne für Vertriebs-, Verwaltungs­
und Gemeinkosten sowie für Gewinne .

d ) Handelsstufe

Eine Berichtigung für Unterschiede bei den Handels­
stufen , einschließlich eventuelle Unterschiede bei Ver­
käufen durch Erstausrüster („ Original Equipment
Manufacturer " — „ OEM "), wird zugestanden, sofern
für die Vertriebskette in beiden Märkten nachgewie­
sen wird, daß der Ausfuhrpreis einschließlich des
rechnerisch ermittelten Ausfuhrpreises eine andere
Handelsstufe betrifft als der Normalwert und daß der
Unterschied die Vergleichbarkeit der Preise beeinflußt
hat, was sich in anhaltenden und sichtbaren Unter­
schieden in den Funktionen und Preisen des Verkäu­
fers auf den verschiedenen Handelsstufen auf dem
Inlandsmarkt des Ausfuhrlandes zeigt . Der Betrag der
Berichtigung stützt sich auf den Marktwert des Unter­
schieds .

e ) Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-, Verlade­
und Nebenkosten

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unter­
schiede bei den Kosten , die in unmittelbarem Zusam­
menhang mit der Übermittlung der betreffenden Ware
von den Betrieben des Ausführers an einen unabhän­
gigen Käufer anfallen , sofern diese Kosten in den in
Rechnung gestellten Preisen enthalten sind . Diese
Kosten umfassen Transport, Versicherung, Bereitstel­
lung, Verladung und Nebenkosten .

f ) Verpackung

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unter­
schiede bei den Kosten, die in unmittelbarem Zusam­
menhang mit der Verpackung der betreffenden Ware
stehen .

g ) Kreditgewährung

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unter­
schiede bei den Kosten für jeglichen für die betreffen­
den Verkäufe gewährten Kredit, sofern dieser Faktor
bei der Festlegung der in Rechnung gestellten Preise
berücksichtigt wird .

h ) Kundendienstkosten

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unter­
schiede bei den direkten Kosten für die Erbringung
von Gewährleistungen, Garantien, technische Hilfe
und Kundendienst nach Maßgabe der Rechtsvor­
schriften und/oder des Verkaufsvertrags .

i ) Provisionen

Eine Berichtigung wird vorgenommen für Unter­
schiede bei den Provisionen, die für die betreffenden
Verkäufe gezahlt werden .

j ) Währungsumrechnungen

Erfordert der Preisvergleich eine Währungsumrech­
nung, so wird dafür der Wechselkurs vom Verkaufs­
tag herangezogen; steht ein Devisenverkauf auf Ter­
minmärkten unmittelbar mit dem Ausfuhrgeschäft in
Zusammenhang, so wird jedoch der beim Terminver­
kauf angewandte Wechselkurs herangezogen . Norma­
lerweise entspricht das Datum des Verkaufs dem
Datum der Rechnung, jedoch kann auch das Datum

C. VERGLEICH

( 10 ) Zwischen dem Ausfuhrpreis und dem Normal­
wert wird ein gerechter Vergleich durchgeführt . Dieser
Vergleich erfolgt auf derselben Handelsstufe und unter
Zugrundelegung von Verkäufen, die zu möglichst nahe
beieinander liegenden Zeitpunkten getätigt werden, sowie
unter gebührender Berücksichtigung anderer Unter­
schiede, die die Vergleichbarkeit der Preise beeinflussen .
Ist die Vergleichbarkeit der auf diese Weise ermittelten
Normalwerte und Ausfuhrpreise nicht gegeben, werden,
auf Antrag, jedes Mal gebührende Berichtigungen für
Unterschiede bei Faktoren vorgenommen, die nachweis­
lich die Preise und damit die Vergleichbarkeit der Preise
beeinflussen . Dabei wird jede doppelte Berichtigung ver­
mieden, insbesondere für Preisnachlässe , Rabatte, unter­
schiedliche Mengen und unterschiedliche Handelsstufen .
Wenn die vorgenannten Voraussetzungen erfüllt sind,
können für folgende Faktoren Berichtigungen vorgenom­
men werden :

a ) Materielle Eigenschaften

Eine Berichtigung wird für Unterschiede bei den mate­
riellen Eigenschaften der betreffenden Ware vorge­
nommen. Der Betrag der Berichtigung entspricht einer
vertretbaren Schätzung des Marktwerts dieses Unter­
schieds .

b ) Einfuhrabgaben und indirekte Steuern

Eine Berichtigung des Normalwerts wird für alle
Einfuhrabgaben oder indirekten Steuern vorgenom­
men, mit denen die gleichartige Ware oder die darin
verarbeiteten Erzeugnisse belastet werden, wenn sie
zum Verbrauch im Ausfuhrland bestimmt sind, und
nicht erhoben oder erstattet werden, wenn die Ware
in die Gemeinschaft exportiert wird .

c ) Preisnachlässe und Mengenrabatte

Eine Berichtigung wird für Unterschiede bei Preis­
nachlässen und Rabatten einschließlich Mengenrabat­
ten vorgenommen, wenn diese ordnungsgemäß quan­
tifiziert werden und direkt mit den betreffenden Ver­
käufen zusammenhängen . Eine Berichtigung kann fer­
ner für nachträgliche Preisnachlässe und Rabatte vor­
genommen werden, sofern dieser Antrag sich auf die
übliche Praxis in vorausgegangenen Zeiträumen stützt
und die Voraussetzungen für die Gewährung der
Preisnachlässe oder Rabatte gegeben sind .
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des Vertrags, des Kaufauftrags oder der Auftragsbe­
stätigung herangezogen werden, wenn diese für die
Ermittlung der wesentlichen Verkaufsbedingungen
eher geeignet sind . Wechselkursschwankungen werden
nicht berücksichtigt, und den Ausführern wird eine
Frist von 60 Tagen eingeräumt, um anhaltende Wech­
selkursschwankungen im Untersuchungszeitraum zu
berücksichtigen .

D. DUMPINGSPANNEN

( 11 ) Vorbehaltlich der einschlägigen Bestimmungen
über einen gerechten Vergleich werden die Dumpingspan­
nen im Untersuchungszeitraum normalerweise durch
einen Vergleich des gewogenen durchschnittlichen Nor­
malwerts mit dem gewogenen Durchschnitt der Preise
aller Ausfuhrgeschäfte in die Gemeinschaft oder durch
einen Vergleich der einzelnen Normalwerte und der ein­
zelnen Preise bei der Ausfuhr in die Gemeinschaft je
Geschäftsvorgang ermittelt . Der gewogene druchschnitt­
liche Normalwert kann jedoch auch mit den Preisen aller
Ausfuhrgeschäfte in die Gemeinschaft verglichen werden,
wenn die Ausfuhrpreise je nach Käufer, Region oder
Verkaufszeitraum erheblich voneinander abweichen und
wenn die im ersten Satz dieses Absatzes genannten
Methoden die Dumpingpraktiken nicht in vollem Umfang
widerspiegeln würden . Dieser Absatz schließt eine Stich­
probenauswahl gemäß Artikel 17 nicht aus .

( 12 ) Die Dumpingspanne entspricht dem Betrag, um
den der Normalwert den Ausfuhrpreis übersteigt . Bei
unterschiedlichen Dumpingspannen kann eine gewogene
durchschnittliche Dumpingspanne ermittelt werden .

stattgefunden hat oder ob diese Einfuhren auf andere
Weise einen erheblichen Preisrückgang verursacht oder
Preiserhöhungen, die andernfalls eingetreten wären, deut­
lich verhindert haben . Weder eines noch mehrere dieser
Kriterien sind notwendigerweise ausschlaggebend .

( 4 ) Sind die Einfuhren einer Ware aus mehr als einem
Land gleichzeitig Gegenstand von Antidumpinguntersu­
chungen, so werden die Auswirkungen dieser Einfuhren
nur dann kumulativ beurteilt, wenn festgestellt wird, daß
a ) die ermittelte Dumpingspanne für die Einfuhren aus
jedem einzelnen Land den in Artikel 9 Absatz 3 genann­
ten Mindestprozentsatz übersteigt und das Volumen der
Einfuhren aus jedem einzelnen Land nicht unerheblich ist
und b ) eine kumulative Beurteilung der Auswirkungen
der Einfuhren angesichts des Wettbewerbs zwischen den
eingeführten Waren sowie des Wettbewerbs zwischen den
eingeführten Waren und der gleichartigen Ware der
Gemeinschaft angemessen ist .

( 5 ) Die Prüfung der Auswirkungen der gedumpten
Einfuhren auf den betroffenen Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft umfaßt eine Beurteilung aller relevanten
Wirtschaftsfaktoren und -indizes, die die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft beeinflussen, einschließ­
lich der Tatsache, daß ein Wirtschaftszweig sich noch von
den Auswirkungen früherer Dumpingpraktiken oder Sub­
ventionen erholen muß, der Höhe der tatsächlichen Dum­
pingspanne, des tatsächlichen und des potentiellen Rück­
gangs von Absatz, Gewinn, Produktion, Marktanteil ,
Produktivität, Rentabilität und Kapazitätsauslastung, der
Faktoren, die die Preise der Gemeinschaft beeinflussen,
der tatsächlichen und potentiellen negativen Auswirkun­
gen auf Cash-flow, Lagerbestände, Beschäftigung, Löhne,
Wachstum, Kapitalbeschaffungs- oder Investitionsmög­
lichkeiten . Diese Liste ist nicht erschöpfend, und weder
eines noch mehrere dieser Kriterien sind notwendiger­
weise ausschlaggebend .

( 6 ) Aus allen einschlägigen gemäß Absatz 2 vorgeleg­
ten Beweisen muß hervorgehen, daß die gedumpten Ein­
fuhren eine Schädigung im Sinne dieser Verordnung ver­
ursachen . Insbesondere gehört dazu der Nachweis, daß
das gemäß Absatz 3 ermittelte Volumen und/oder Preis­
niveau für die in Absatz 5 genannten Auswirkungen auf
den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft verantwortlich
sind und daß diese Auswirkungen ein solches Ausmaß
erreichen, daß sie als bedeutend bezeichnet werden kön­
nen .

( 7 ) Andere bekannte Faktoren als die gedumpten Ein­
fuhren, die den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft zur
gleichen Zeit schädigen, werden ebenfalls geprüft, um
sicherzustellen, daß die durch diese anderen Faktoren
verursachte Schädigung nicht nach Absatz 6 den gedump­
ten Einfuhren zugerechnet wird . In diesem Zusammen­
hang können unter anderem folgende Faktoren berück­
sichtigt werden : Volumen und Preise der nicht gedumpten
Einfuhren, Nachfragerückgang oder Veränderung der
Verbrauchsgewohnheiten, handelsbeschränkende Prakti­
ken der ausländischen Hersteller und der Gemeinschafts­
hersteller sowie Wettbewerb zwischen ihnen, Entwicklun­
gen in der Technologie und Ausfuhrleistung und Produk­
tivität des Wirtschaftszweiges der Gemeinschaft .

Artikel 3

Feststellung der Schädigung

( 1 ) Sofern nichts anderes bestimmt ist, bedeutet der
Begriff „ Schädigung" im Sinne dieser Verordnung, daß
ein Wirtschaftszweig der Gemeinschaft bedeutend geschä­
digt wird oder geschädigt zu werden droht oder daß die
Errichtung eines Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
erheblich verzögert wird; der Begriff „ Schädigung" ist
gemäß diesem Artikel auszulegen .

( 2 ) Die Feststellung einer Schädigung stützt sich auf
eindeutige Beweise und erfordert eine objektive Prüfung
a ) des Volumens der gedumpten Einfuhren und ihrer
Auswirkungen auf die Preise gleichartiger Waren auf dem
Gemeinschaftsmarkt und b ) der Auswirkungen dieser
Einfuhren auf den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft .

( 3 ) Im Zusammenhang mit dem Volumen der gedump­
ten Einfuhren ist zu berücksichtigen, ob diese Einfuhren
entweder absolut oder im Verhältnis zu Produktion oder
Verbrauch in der Gemeinschaft erheblich angestiegen
sind . Im Zusammenhang mit den Auswirkungen der
gedumpten Einfuhren auf die Preise ist in Betracht zu
ziehen, ob im Vergleich zu dem Preis einer gleichartigen
Ware des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft eine erheb­
liche Preisunterbietung durch die gedumpten Einfuhren
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( 8 ) Die Auswirkungen der gedumpten Einfuhren wer­
den an der Produktion der gleichartigen Ware des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft gemessen, wenn die ver­
fügbaren Informationen eine Abgrenzung dieser Produk­
tion anhand von Kriterien wie Produktionsverfahren,
Verkäufe und Gewinne der Hersteller erlauben . Läßt sich
diese Produktion nicht abgrenzen, so werden die Auswir­
kungen der gedumpten Einfuhren an der Produktion der
kleinsten die gleichartige Ware mit einschließenden
Gruppe oder Palette von Waren gemessen, für die die
erforderlichen Informationen erhältlich sind .

( 9 ) Die Feststellung, daß eine bedeutende Schädigung
droht, muß auf Tatsachen beruhen und darf sich nicht
lediglich auf Behauptungen, Vermutungen oder entfernte
Möglichkeiten stützen . Das Eintreten von Umständen,
unter denen das Dumping eine Schädigung verursachen
würde, muß klar vorauszusehen sein und unmittelbar
bevorstehen .

Bei der Feststellung, daß eine bedeutende Schädigung
droht, werden unter anderem folgende Faktoren berück­
sichtigt :

a ) eine erhebliche Steigerungsrate bei den gedumpten
Einfuhren auf dem Gemeinschaftsmarkt als Indiz für
einen voraussichtlichen erheblichen Einfuhranstieg;

b ) genügend frei verfügbare Kapazitäten beim Ausführer
oder eine unmittelbar bevorstehende, erhebliche Aus­
weitung seiner Kapazitäten als Indiz für einen voraus­
sichtlichen erheblichen Anstieg der gedumpten Aus­
fuhren in die Gemeinschaft, wobei zu berücksichtigen
ist, in welchem Maße andere Ausfuhrmärkte zusätz­
liche Ausfuhren aufnehmen können;

c ) die Frage , ob die Einfuhren zu Preisen getätigt wer­
den, die in erheblichem Maße Druck auf die Preise
ausüben würden oder Preiserhöhungen, die andern­
falls eingetreten wären, verhindern und die Nachfrage
nach weiteren Einfuhren voraussichtlich steigern wür­
den, und

d ) die Lagerbestände bei der untersuchten Ware .

Keiner dieser Faktoren ist für sich genommen notwendi­
gerweise ausschlaggebend, aber alle berücksichtigten Fak­
toren zusammen müssen zu der Schlußfolgerung führen,
daß weitere gedumpte Ausfuhren unmittelbar bevorstehen
und daß ohne die Einführung von Schutzmaßnahmen eine
bedeutende Schädigung verursacht würde .

a ) Sind Hersteller mit Ausführern oder Einführern
geschäftlich verbunden oder selbst Einführer der
angeblich gedumpten Ware, so ist es zulässig, unter
dem Begriff „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft " nur
die übrigen Hersteller zu verstehen .

b ) Unter außergewöhnlichen Umständen besteht die
Möglichkeit, das Gebiet der Gemeinschaft für die
betreffende Produktion in zwei oder mehr Wettbe­
werbsmärkte aufzuteilen und die Hersteller auf jedem
einzelnen Markt als eigenen Wirtschaftszweig anzuse­
hen, wenn i ) die Hersteller auf einem solchen Markt
ihre gesamte oder nahezu ihre gesamte Produktion
der betreffenden Ware auf diesem Markt verkaufen
und ii ) die Nachfrage auf diesem Markt nicht in
erheblichem Maße von Herstellern der betreffenden
Ware gedeckt wird, die ihren Standort in einer ande­
ren Region der Gemeinschaft haben . Unter diesen
Umständen kann eine Schädigung selbst dann festge­
stellt werden, wenn ein größerer Teil des gesamten
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft nicht geschädigt
wird , sofern sich die gedumpten Einfuhren auf einen
solchen isolierten Markt konzentrieren und die Her­
steller der gesamten oder nahezu gesamten Produk­
tion auf diesem Markt schädigen .

( 2 ) Im Sinne des Absatzes 1 gilt ein Hersteller nur
dann als mit einem Ausführer oder Einführer geschäftlich
verbunden, wenn a ) einer von ihnen direkt oder indirekt
den anderen kontrolliert oder b ) beide von ihnen direkt
oder indirekt von einem Dritten kontrolliert werden oder
c ) sie gemeinsam direkt oder indirekt einen Dritten kon­
trollieren , sofern Grund zu der Annahme oder dem
Verdacht besteht, daß der betreffende Hersteller aufgrund
dieser geschäftlichen Verbindung anders handelt als ein
unabhängiger Hersteller . Im Sinne dieses Absatzes gilt ,
daß einer einen anderen kontrolliert , wenn er rechtlich
oder tatsächlich in der Lage ist , auf den anderen Zwang
auszuüben oder ihm Weisungen zu erteilen .

( 3 ) Werden die Hersteller in einer bestimmten Region
als Wirtschaftszweig der Gemeinschaft angesehen, so
wird den Ausführern Gelegenheit gegeben, Verpflichtun­
gen gemäß Artikel 8 für diese Region anzubieten . In
solchen Fällen ist bei der Bewertung des Gemeinschafts­
interesses der Maßnahmen den Interessen der Region in
besonderem Maße Rechnung zu tragen . Wird eine ange­
messene Verpflichtung nicht umgehend angeboten oder
kommt es zu den in Artikel 8 Absätze 9 und 10 genann­
ten Situationen, so kann ein vorläufiger oder ein endgülti­
ger Zoll für die gesamte Gemeinschaft eingeführt werden .
In diesen Fällen können die Zölle auf bestimmte Herstel­
ler oder Ausführer beschränkt werden, soweit dies durch­
führbar ist .

( 4 ) Artikel 3 Absatz 8 findet auf diesen Artikel
Anwendung.

Artikel 5

Einleitung des Verfahrens

( 1 ) Vorbehaltlich von Absatz 6 wird eine Untersu­
chung zur Feststellung des Vorliegens, des Umfangs und

Artikel 4

Bestimmung des Begriffs „Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft"

( 1 ) Im Sinne dieser Verordnung gilt als „Wirtschafts­
zweig der Gemeinschaft" die Gesamtheit der Gemein­
schaftshersteller der gleichartigen Waren oder derjenigen
unter ihnen, deren Produktion insgesamt einen erhebli­
chen Teil der gesamten Gemeinschaftsproduktion dieser
Waren nach Artikel 5 Absatz 4 ausmacht; dabei gelten
folgende Ausnahmen:
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der Auswirkungen angeblicher Dumpingpraktiken auf
einen schriftlichen Antrag eingeleitet, der von einer natür­
lichen oder juristischen Person oder einer Vereinigung
ohne Rechtspersönlichkeit, die im Namen eines Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft handelt , gestellt wird .

Der Antrag kann an die Kommission oder einen Mitglied­
staat gerichtet werden, der ihn an die Kommission weiter­
leitet . Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten
eine Abschrift aller Anträge , die ihr zugehen . Der Antrag
gilt als an dem ersten Arbeitstag nach Eingang als Ein­
schreiben bei der Kommission oder nach Ausstellen einer
Empfangsbestätigung durch die Kommission gestellt .

Verfügt ein Mitgliedstaat, ohne daß ein Antrag gestellt
worden ist, über ausreichende Beweise für das Vorliegen
von Dumping und für eine dadurch verursachte Schädi­
gung eines Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft, so teilt er
der Kommission diese Beweise unverzüglich mit .

( 2 ) Ein Antrag nach Absatz 1 muß Beweise für das
Vorliegen von Dumping und für eine Schädigung sowie
für einen ursächlichen Zusammenhang zwischen den
angeblich gedumpten Einfuhren und der angeblichen
Schädigung enthalten . Der Antrag enthält die folgenden
dem Antragsteller üblicherweise zur Verfügung stehenden
Informationen :

a ) Name des Antragstellers und Beschreibung des Volu­
mens und des Wertes der Gemeinschaftsproduktion
der gleichartigen Ware durch den Antragsteller . Wird
ein schriftlicher Antrag im Namen eines Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft gestellt, so ist zur Identifizie­
rung des Wirtschaftszweigs, in dessen Namen der
Antrag gestellt wird , eine Liste aller bekannten
Gemeinschaftshersteller der gleichartigen Ware oder
aller Zusammenschlüsse von Gemeinschaftsherstellern
der gleichartigen Ware und, soweit möglich, eine
Beschreibung des Volumens und des Wertes der auf
diese Hersteller entfallenden Gemeinschaftsproduk­
tion der gleichartigen Ware vorzulegen;

b ) vollständige Beschreibung der angeblich gedumpten
Ware , Namen der fraglichen Ursprungs- oder Aus­
fuhrländer, Namen aller bekannten Ausführer oder
ausländischen Hersteller sowie eine Liste der bekann­
ten Einführer der betreffenden Ware ;

c ) Informationen über die Preise, zu denen die betref­
fende Ware zum Verbrauch auf den Inlandsmärkten
der Ursprungs- oder Ausfuhrländer verkauft wird
( oder, soweit angemessen, Informationen über die
Preise, zu denen die Ware aus den Ursprungs- oder
Ausfuhrländern an ein oder mehrere Drittländer ver­
kauft wird, oder über den rechnerisch ermittelten
Wert der Ware ), sowie Informationen über die Aus­
fuhrpreise oder, soweit angemessen, über die Preise ,
zu denen die Ware erstmals an einen unabhängigen
Käufer in der Gemeinschaft weiterverkauft wird;

d ) Informationen über die Entwicklung des Volumens
der angeblich gedumpten Einfuhren, die Auswirkun­
gen dieser Einfuhren auf die Preise der gleichartigen

Ware auf dem Gemeinschaftsmarkt und folglich auf
den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, so wie sie
sich beispielsweise in den in Artikel 3 Absätze 3 und
5 aufgeführten relevanten Faktoren und Indizes
widerspiegeln, die die Lage des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft beeinflussen .

( 3 ) Die Kommission prüft, soweit möglich, die Richtig­
keit und die Stichhaltigkeit der dem Antrag beigefügten
Beweise , um festzustellen, ob genügend Beweise vorliegen,
um die Einleitung einer Untersuchung zu rechtfertigen .

( 4 ) Eine Untersuchung nach Absatz 1 wird nur dann
eingeleitet , wenn geprüft wurde , in welchem Maße der
Antrag von den Gemeinschaftsherstellern der gleicharti­
gen Ware unterstützt bzw . abgelehnt wird, und daraufhin
festgestellt wurde, daß der Antrag von einem Wirtschafts­
zweig der Gemeinschaft oder in seinem Namen gestellt
wurde . Der Antrag gilt als „ von einem Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft oder in seinem Namen" gestellt, wenn
er von Gemeinschaftsherstellern unterstützt wird, deren
Produktion insgesamt mehr als 50 v. H. der Gesamtpro­
duktion der gleichartigen Ware darstellt, die auf den Teil
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft entfällt , der den
Antrag entweder unterstützt oder ablehnt . Eine Untersu­
chung wird jedoch nicht eingeleitet, wenn auf die
Gemeinschaftshersteller, die den Antrag ausdrücklich
unterstützen, weniger als 25 v . H. der Gesamtproduktion
der gleichartigen vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
hergestellten Ware entfallen .

( 5 ) Die Behörden geben den Antrag auf Einleitung
einer Untersuchung nicht öffentlich bekannt, bevor ein
Beschluß über die Einleitung einer solchen Untersuchung
ergangen ist . Nach Eingang eines mit den erforderlichen
Unterlagen versehenen Antrags und vor der Einleitung
einer Untersuchung wird jedoch die Regierung des betrof­
fenen Ausfuhrlandes unterrichtet .

( 6 ) Wird unter besonderen Umständen beschlossen,
eine Untersuchung einzuleiten, ohne daß ein entsprechen­
der schriftlicher Antrag von einem Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft oder in seinem Namen gestellt wurde, so
erfolgt dies , wenn nach Absatz 2 genügend Beweise für
das Dumping, eine Schädigung und einen ursächlichen
Zusammenhang vorliegen, um die Einleitung einer Unter­
suchung zu rechtfertigen .

( 7 ) Die Beweise sowohl für das Dumping als auch für
die Schädigung werden bei dem Beschluß über die Einlei­
tung einer Untersuchung gleichzeitig berücksichtigt. Ein
Antrag wird zurückgewiesen, wenn entweder die Beweise
für das Dumping oder für die Schädigung nicht ausrei­
chen, um eine Untersuchung des Falls zu rechtfertigen .
Verfahren sind nicht gegen Länder einzuleiten , deren
Einfuhren einen Marktanteil von weniger als 1 v . H.
ausmachen, es sei denn, diese Länder erreichen zusammen
3 v. H. oder mehr des Gemeinschaftsverbrauchs .

( 8 ) Der Antrag kann vor der Einleitung der Untersu­
chung zurückgezogen werden und gilt dann als nicht
gestellt .
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( 9 ) Stellt sich nach Konsultationen heraus , daß genü­
gend Beweise vorliegen, um die Einleitung eines Verfah­
rens zu rechtfertigen, so eröffnet die Kommission inner­
halb von 45 Tagen nach der Antragstellung ein Verfahren
und veröffentlicht eine Bekanntmachung im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften . Reichen die Beweise
nicht aus , so wird der Antragstellter hiervon nach Kon­
sultationen innerhalb von 45 Tagen nach dem Zeitpunkt,
zu dem der Antrag bei der Kommission gestellt worden
ist , unterrichtet .

( 10 ) Die Bekanntmachung über die Einleitung des Ver­
fahrens kündigt die Einleitung einer Untersuchung an,
bezeichnet die betroffenen Waren und die betroffenen
Länder, enthält eine Zusammenfassung der eingegange­
nen Informationen und den Hinweis , daß alle sachdienli­
chen Informationen der Kommission zu übermitteln sind;
darin werden die Fristen festgesetzt, innerhalb deren
interessierte Parteien sich selbst melden, ihren Standpunkt
schriftlich darlegen und Informationen unterbreiten kön­
nen, wenn solche Standpunkte und Informationen wäh­
rend der Untersuchung berücksichtigt werden sollen ; fer­
ner wird die Frist festgesetzt, innerhalb deren interessierte
Parteien bei der Kommission einen Antrag auf Anhörung
nach Artikel 6 Absatz 5 stellen können .

( 11 ) Die Kommission unterrichtet die bekanntermaßen
betroffenen Ausführer, Einführer und repräsentativen
Verbände von Einführern und Ausführern sowie die Ver­
treter des Ausfuhrlandes und die Antragsteller über die
Einleitung des Verfahrens und übermittelt unter gebüh­
render Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen
den bekanntermaßen betroffenen Ausführern sowie den
Behörden des Ausfuhrlandes den vollen Wortlaut des
schriftlichen Antrags nach Absatz 1 und stellt ihn auf
Antrag auch den anderen einbezogenen interessierten Par­
teien zur Verfügung . Wenn besonders viele Ausführer
betroffen sind, kann der volle Wortlaut des schriftlichen
Antrags lediglich den Behörden des Ausfuhrlandes oder
dem zuständigen Wirtschaftsverband übermittelt werden .

( 12 ) Eine Antidumpinguntersuchung steht der Zollab­
fertigung nicht entgegen .

Artikel 6

Untersuchung

( 1 ) Nach Einleitung des Verfahrens leitet die Kommis­
sion in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten eine
Untersuchung auf Gemeinschaftsebene ein . Diese Unter­
suchung erstreckt sich sowohl auf das Dumping als auch
auf die Schädigung, die gleichzeitig untersucht werden .
Für die Zwecke einer repräsentativen Feststellung wird
ein Untersuchungszeitraum gewählt, der im Fall von
Dumping normalerweise einen der Einleitung des Verfah­
rens unmittelbar vorangehenden Zeitraum von minde­
stens sechs Monaten umfassen sollte . Informationen, die
für einen Zeitraum nach diesem Untersuchungszeitraum
vorgelegt werden, werden normalerweise nicht berück­
sichtigt .

( 2 ) Den Parteien, denen im Rahmen einer Antidum­
pinguntersuchung Fragebogen zugesandt werden, wird

eine Beantwortungsfrist von mindestens 30 Tagen einge­
räumt. Die Frist für die Ausführer beginnt an dem Tag
des Eingangs des Fragebogens , wobei davon ausgegangen
wird , daß der Fragebogen eine Woche nach dem Tag
eingeht, an dem er an den Ausführer abgesandt oder der
zuständigen diplomatischen Vertretung des Ausfuhrlandes
übermittelt wurde . Eine Verlängerung der 30-Tage-Frist
kann unter gebührender Berücksichtigung der Fristen für
die Untersuchung gewährt werden, sofern die Partei
wegen besonderer Umstände einen triftigen Grund für
diese Verlängerung angeben kann .

( 3 ) Die Kommission kann die Mitgliedstaaten ersu­
chen, ihr Auskünfte zu erteilen , und die Mitgliedstaaten
treffen alle erforderlichen Vorkehrungen, um den Ersu­
chen der Kommission nachzukommen . Sie übermitteln
der Kommission die erbetenen Auskünfte sowie die
Ergebnisse der angestellten Nachprüfungen, Kontrollen
oder Untersuchungen . Sind diese Informationen von all­
gemeinem Interesse , und ist ihre Weitergabe von einem
Mitgliedstaat erbeten worden, so übermittelt die Kom­
mission diese Informationen den Mitgliedstaaten, es sei
denn, sie sind vertraulich ; in diesem Fall wird eine
nichtvertrauliche Zusammenfassung übermittelt .

( 4 ) Die Kommission kann die Mitgliedstaaten ersu­
chen, alle erforderlichen Nachprüfungen und Kontrollen
durchzuführen, und zwar insbesondere bei Einführern,
Händlern und Herstellern der Gemeinschaft, und Unter­
suchungen in Drittländern durchzuführen, sofern die
betroffenen Unternehmen ihre Zustimmung erteilen und
die offiziell unterrichtete Regierung des betreffenden Lan­
des keine Einwände erhebt. Die Mitgliedstaaten treffen
alle erforderlichen Vorkehrungen, um den Ersuchen der
Kommission nachzukommen. Bedienstete der Kommis­
sion können auf Antrag der Kommission oder auf Antrag
eines Mitgliedstaats die Bediensteten der Mitgliedstaaten
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen .

( 5 ) Die interesssierten Parteien, die sich gemäß Arti­
kel 5 Absatz 10 selbst gemeldet haben, werden angehört,
wenn sie innerhalb der in der Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften festgesetzten Frist
eine solche Anhörung schriftlich beantragen und dabei
nachweisen, daß sie eine interessierte Partei sind, die
wahrscheinlich vom Ergebnis des Verfahrens betroffen
sein wird und daß besondere Gründe für ihre Anhörung
sprechen .

( 6 ) Auf Antrag erhalten die Einführer , die Ausführer ,
die Vertreter der Regierung des Ausfuhrlandes und die
Antragsteller, die sich gemäß Artikel 5 Absatz 10 selbst
gemeldet haben, Gelegenheit, mit den Parteien zusam­
menzutreffen , die entgegengesetzte Interessen vertreten,
damit gegenteilige Ansichten geäußert und Gegenargu­
mente vorgebracht werden können. Dabei ist der notwen­
digen Wahrung der Vertraulichkeit und den praktischen
Bedürfnissen der Parteien Rechnung zu tragen . Die Par­
teien sind nicht verpflichtet, an solchen Zusammenkünf­
ten teilzunehmen, und ihre Abwesenheit ist ihrer Sache
nicht abträglich . Mündliche Informationen nach diesem
Absatz werden nur berücksichtigt, sofern sie in schriftli­
cher Form nachgereicht werden .
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( 5 ) Beantragt ein Mitgliedstaat ein umgehendes Ein­
greifen der Kommission und sind die Voraussetzungen
von Absatz 1 erfüllt, so beschließt die Kommission inner­
halb von höchstens fünf Arbeitstagen nach Eingang des
Antrags, ob ein vorläufiger Antidumpingzoll einzuführen
ist .

( 6 ) Die Kommission unterrichtet unverzüglich den Rat
und die Mitgliedstaaten über jede aufgrund der Absätze 1
bis 5 getroffene Entscheidung. Der Rat kann mit qualifi­
zierter Mehrheit einen anderslautenden Beschluß fassen.

( 7 ) Die Geltungsdauer vorläufiger Zölle kann auf sechs
Monate beschränkt ijnd um weitere drei Monate verlän­
gert werden oder aber neun Monate betragen . Sie darf
jedoch nur verlängert werden oder neun Monate betra­
gen, wenn die Ausführer, auf die ein erheblicher Prozent­
satz des betreffenden Handels entfällt, dies beantragen
oder nach Mitteilung durch die Kommission keine Ein­
wände erheben .

( 7 ) Die Antragsteller, die Einführer und Ausführer
sowie ihre repräsentativen Verbände, die Verwender und
die Verbraucherorganisationen, die sich gemäß Artikel 5
Absatz 10 selbst gemeldet haben, sowie die Vertreter des
Ausfuhrlandes können auf schriftlichen Antrag alle von
einer von der Untersuchung betroffenen Partei zur Verfü­
gung gestellten Unterlagen mit Ausnahme der von den
Behörden der Gemeinschaft oder ihrer Mitgliedstaaten
erstellten internen Dokumente einsehen, die für die Darle­
gung ihres Standpunktes erheblich und nicht vertraulich
im Sinne des Artikels 19 sind und bei der Untersuchung
verwendet werden . Diese Parteien können zu diesen
Unterlagen Stellung nehmen, und ihre Kommentare wer­
den berücksichtigt soweit sie hinreichend begründet wor­
den sind .

( 8 ) Außer unter den in Artikel 18 genannten Umstän­
den werden die von interessierten Parteien beigebrachten
Informationen, auf die sich die Feststellungen stützen ,
soweit wie möglich auf ihre Richtigkeit geprüft .

( 9 ) Bei Verfahren nach Artikel 5 Absatz 9 wird die
Untersuchung, wenn möglich, innerhalb eines Jahres
abgeschlossen . In jedem Fall werden solche Untersuchun­
gen innerhalb von 15 Monaten nach ihrer Einleitung auf
der Grundlage der Untersuchungsergebnisse abgeschlos­
sen .

Artikel 8

Verpflichtungen

( 1 ) Die Untersuchungen können ohne die Auferlegung
vorläufiger oder endgültiger Zölle eingestellt werden,
wenn sich ein Ausführer freiwillig und in zufriedenstellen­
der Form verpflichtet, seine Preise zu ändern oder die
Ausfuhr zu Dumpingpreisen in das betreffende Gebiet zu
unterlassen, so daß die Kommission nach Konsultationen
davon überzeugt ist , daß die schädigenden Auswirkungen
des Dumpings beseitigt werden . Preiserhöhungen auf­
grund solcher Verpflichtungen dürfen nur so hoch sein,
wie dies zum Ausgleich der Dumpingspanne erforderlich
ist ; sie sollten jedoch niedriger als die Dumpingspanne
sein, wenn diese Erhöhungen ausreichen, um die Schädi­
gung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zu beseiti­
gen .

( 2 ) Verpflichtungen können von der Kommission vor­
geschlagen werden, aber ein Ausführer ist nicht verpflich­
tet , derartige Verpflichtungen einzugehen . Die Tatsache ,
daß Ausführer solche Verpflichtungen nicht anbieten oder
einer Aufforderung hierzu nicht nachkommen, wirkt sich
nicht nachteilig auf die Prüfung des Falls aus . Jedoch
kann festgestellt werden, daß eine drohende Schädigung
mit größerer Wahrscheinlichkeit eintreten wird , wenn die
gedumpten Einfuhren anhalten . Verpflichtungen dürfen
von den Ausführern nur dann verlangt oder angenommen
werden, wenn vorläufig festgestellt wurde, daß Dumping
vorliegt und daß dadurch eine Schädigung verursacht
wird . Außer unter außergewöhnlichen Umständen müssen
Verpflichtungen spätestens am Ende des Zeitraums ange­
boten werden, in dem gemäß Artikel 20 Absatz 5 Bemer­
kungen vorgebracht werden können .

( 3 ) Verpflichtungsangebote brauchen nicht angenom­
men zu werden, wenn ihre Annahme als nicht sinnvoll
angesehen wird , beispielsweise weil die Zahl der tatsächli­
chen oder potentiellen Ausführer zu groß ist oder andere

Artikel 1

Vorläufige Maßnahmen

( 1 ) Vorläufige Zölle können auferlegt werden, wenn
ein Verfahren nach Artikel 5 eingeleitet wurde , eine
entsprechende Bekanntmachung veröffentlicht wurde und
die interessierten Parteien nach Artikel 5 Absatz 10
ausreichend Gelegenheit erhielten , Informationen vorzule­
gen und Stellungnahmen abzugeben, und wenn vorläufig
festgestellt wurde , daß Dumping vorliegt und ein Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft dadurch geschädigt wird,
und wenn das Gemeinschaftsinteresse Maßnahmen zur
Beseitigung dieser Schädigung erforderlich macht . Die
vorläufigen Zölle werden frühestens 60 Tage , spätestens
jedoch neun Monate nach der Einleitung des Verfahrens
eingeführt .

( 2 ) Der Betrag des vorläufigen Zolls darf die vorläufig
ermittelte Dumpingspanne nicht übersteigen ; er sollte
jedoch niedriger sein als die Dumpingspanne, wenn ein
niedrigerer Zoll ausreicht, um die Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft zu beseitigen .

( 3 ) Die vorläufigen Zölle sind in Form einer Sicher­
heitsleistung einzuführen, und die Überführung der
betreffenden Waren in den freien Verkehr in der Gemein­
schaft wird von der Leistung einer solchen Sicherheit
abhängig gemacht.

( 4 ) Die Kommission ergreift die vorläufigen Maßnah­
men nach Konsultationen oder bei äußerster Dringlich­
keit nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten . Im letzteren
Fall finden spätestens zehn Tage, nachdem die Maß­
nahme der Kommission den Mitgliedstaaten mitgeteilt
wurde, Konsultationen statt .



Nr. L 56/12 röT] Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 6 . 3 . 96

baren Informationen auferlegt werden, sofern Grund zu
der Annahme besteht, daß eine Verpflichtung verletzt
worden ist, oder im Fall der Verletzung oder der Rück­
nahme einer Verpflichtung, sofern die Untersuchung, die
zu der Verpflichtung führte , nicht abgeschlossen wurde .

Gründe, einschließlich Erwägungen grundsätzlicher Art,
dagegensprechen . Dem betroffenen Ausführer wird gege­
benenfalls der Grund, aus dem beabsichtigt wird, die
Ablehnung des Verpflichtungsangebots vorzuschlagen,
mitgeteilt und Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben
werden . Die Gründe für die Ablehnung werden in dem
endgültigen Beschluß dargelegt .

( 4 ) Die Parteien, die eine Verpflichtung anbieten , müs­
sen eine nichtvertrauliche Fassung dieser Verpflichtung
vorlegen, damit sie den von der Untersuchung betroffenen
Parteien zur Verfügung gestellt werden kann .

( 5 ) Werden Verpflichtungen nach Konsultationen an­
genommen und werden im Beratenden Ausschuß keine
Einwände erhoben, so wird die Untersuchung eingestellt .
Andernfalls legt die Kommission dem Rat umgehend
einen Bericht über das Ergebnis der Konsultationen sowie
einen Vorschlag für die Einstellung der Untersuchung vor .
Die Untersuchung gilt als eingestellt , wenn der Rat nicht
innerhalb eines Monats mit qualifizierter Mehrheit anders
entscheidet .

( 6 ) Werden Verpflichtungen angenommen, so wird die
Untersuchung des Dumpings und der Schädigung normal
abgeschlossen . Wird in diesem Fall festgestellt, daß kein
Dumping oder keine Schädigung vorliegt, so wird die
Verpflichtung automatisch hinfällig, es sei denn, diese
Feststellung ist weitgehend auf das Bestehen einer Ver­
pflichtung zurückzuführen . In diesen Fällen kann verlangt
werden, daß die Verpflichtung über einen angemessenen
Zeitraum aufrechterhalten wird . Wird festgestellt , daß
Dumping und eine Schädigung vorliegen , so wird die
Verpflichtung nach Maßgabe der Verpflichtungsbedin­
gungen und dieser Verordnung aufrechterhalten .

( 7 ) Die Kommission verlangt von jedem Ausführer,
von dem eine Verpflichtung angenommen wurde, daß er
in regelmäßigen Abständen Informationen über die Ein­
haltung dieser Verpflichtung erteilt und die Überprüfung
der diesbezüglichen Angaben gestattet . Kommt der Aus­
führer diesem Verlangen nicht nach, so wird dies als eine
Verletzung der Verpflichtung angesehen .

( 8 ) Werden Verpflichtungen von bestimmten Ausfüh­
rern im Laufe einer Untersuchung angenommen, so gelten
sie gemäß Artikel 11 als von dem Zeitpunkt an wirksam,
zu dem die Untersuchung für das Ausfuhrland abge­
schlossen wird .

( 9 ) Wird eine Verpflichtung von einer Partei verletzt
oder zurückgenommen, so wird ein endgültiger Zoll
gemäß Artikel 9 eingeführt, und zwar auf der Grundlage
der Feststellungen im Rahmen der Untersuchung, die zu
der Verpflichtung geführt hat, sofern diese Untersuchung
mit einer endgültigen Feststellung von Dumping und einer
Schädigung abgeschlossen und dem betreffenden Ausfüh­
rer, außer im Fall der Rücknahme der Verpflichtungen,
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wurde .

( 10 ) Ein vorläufiger Zoll kann — nach Konsultationen
— gemäß Artikel 7 auf der Grundlage der besten verfüg­

Artikel 9

Abschluß ohne Maßnahmen; Einführung endgültiger
Zölle

( 1 ) Wird der Antrag zurückgenommen, so kann das
Verfahren abgeschlossen werden, es sei denn, daß dies
nicht im Interesse der Gemeinschaft liegt .

( 2 ) Stellt sich nach Konsultationen heraus , daß keine
Schutzmaßnahmen notwendig sind, und werden im Bera­
tenden Ausschuß keine Einwände erhoben, so wird die
Untersuchung oder das Verfahren eingestellt . Andernfalls
legt die Kommission dem Rat umgehend einen Bericht
über das Ergebnis der Konsultationen sowie einen Vor­
schlag für die Einstellung des Verfahrens vor . Das Ver­
fahren gilt als eingestellt , wenn der Rat nicht innerhalb
eines Monats mit qualifizierter Mehrheit anders entschei­
det.

( 3 ) Bei Verfahren, die gemäß Artikel 5 Absatz 9 einge­
leitet werden, wird die Schädigung normalerweise als
unerheblich angesehen, wenn die betreffenden Einfuhren
unter den in Artikel 5 Absatz 7 festgelegten Mengen
liegen . Die gleichen Verfahren werden unverzüglich einge­
stellt , wenn festgestellt wird, daß die Dumpingspanne,
ausgedrückt als Prozentsatz des Ausfuhrpreises , weniger
als 2 v . H. beträgt, wobei jedoch nur die Untersuchung
eingestellt wird, wenn die Dumpingspanne für einzelne
Ausführer unter 2 v . H. liegt, diese Ausführer weiterhin
vom Verfahren betroffen sind und im Fall einer späteren
Überprüfung für das betreffende Land nach Maßgabe des
Artikels 11 erneut untersucht werden können .

( 4 ) Ergibt sich aus der endgültigen Feststellung des
Sachverhalts, daß Dumping und eine dadurch verursachte
Schädigung vorliegen und das Gemeinschaftsinteresse ein
Eingreifen gemäß Artikel 21 erfordert, so setzt der Rat
auf einen nach Konsultationen im Beratenden Ausschuß
von der Kommission unterbreiteten Vorschlag mit einfa­
cher Mehrheit einen endgültigen Antidumpingzoll fest .
Sind vorläufige Zölle eingeführt worden, so wird der
Vorschlag für endgültige Maßnahmen dem Rat spätestens
einen Monat vor dem Auslaufen dieser Zölle unterbreitet .
Der Betrag des Antidumpingzolls darf die festgestellte
Dumpingspanne nicht übersteigen, sollte aber niedriger
sein als die Dumpingspanne, wenn ein niedrigerer Zoll
ausreicht, um die Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft zu beseitigen .

( 5 ) Ein Antidumpingzoll wird jeweils in der angemes­
senen Höhe ohne Diskriminierung auf alle Einfuhren der
Ware gleich welcher Herkunft eingeführt, sofern festge­
stellt wurde , daß sie gedumpt sind und eine Schädigung
verursachen; ausgenommen sind die Einfuhren von Par­
teien, von denen gemäß dieser Verordnung Verpflichtun­
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gen angenommen wurden . In der Verordnung, mit der
der Zoll festgesetzt wird, wird der Zoll für jeden einzel­
nen Lieferanten oder, wenn dies nicht praktikabel ist und
allgemein in den Fällen des Artikels 2 Absatz 7, für das
betroffene Lieferland festgesetzt .

( 6 ) Wenn die Kommission ihre Untersuchung gemäß
Artikel 17 beschränkt hat, dürfen die Antidumpingzölle
auf die Einfuhren von Ausführern oder Herstellern , die
sich gemäß Artikel 17 selbst gemeldet haben, aber nicht
in die Untersuchung einbezogen wurden, die gewogene
durchschnittliche Dumpingspanne nicht übersteigen, die
für die Stichprobenauswahl ermittelt wurde . Für die
Zwecke dieses Absatzes läßt die Kommission Dumping­
spannen, deren Höhe Null beträgt, geringfügig ist oder
gemäß Artikel 18 ermittelt wurde, unberücksichtigt . Auf
die Einfuhren von den Ausführern oder Herstellern,
denen gemäß Artikel 17 eine individuelle Behandlung
gewährt wird, werden individuelle Zölle angewandt .

sofern die Einfuhren gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamt­
lich erfaßt wurden, die betreffenden Einführer von der
Kommission Gelegenheit zur Stellungnahme erhielten und
sofern

a ) bei der betreffenden Ware schon früher Dumping
über einen längeren Zeitraum vorlag oder der Einfüh­
rer nach dem Ausmaß des Dumpings und der angebli­
chen oder festgestellten Schädigung von dem Dum­
ping Kenntnis hatte oder hätte haben müssen;

b ) zusätzlich zu der Höhe der Einfuhren, die die Schädi­
gung im Untersuchungszeitraum verursachten, ein
erheblicher Anstieg der Einfuhren verzeichnet wird,
der in Anbetracht der Zeitspanne und des Volumens
und sonstiger Umstände die Abhilfewirkung des anzu­
wendenden endgültigen Antidumpingzolls wahr­
scheinlich ernsthaft untergraben wird .

( 5 ) Im Fall der Verletzung oder Rücknahme von Ver­
pflichtungen können endgültige Zölle auf die Waren
erhoben werden, die innerhalb von 90 Tagen vor der
Anwendung vorläufiger Maßnahmen in den zollrechtlich
freien Verkehr übergeführt wurden, sofern die Einfuhren
gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich erfaßt wurden und
eine solche rückwirkende Erhebung nicht für die Einfuh­
ren gilt , die vor der Verletzung oder Kündigung der
Verpflichtung in den zollrechtlich freien Verkehr über­
führt wurden .

Artikel 10

Rückwirkung

( 1 ) Vorläufige Maßnahmen und endgültige Antidum­
pingzölle werden nur auf die Waren angewendet, die
nach dem Zeitpunkt, zu dem der gemäß Artikel 7
Absatz 1 bzw. Artikel 9 Absatz 4 gefaßte Beschluß in
Kraft tritt, in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt
werden, vorbehaltlich der in dieser Verordnung genann­
ten Ausnahmen.

( 2 ) Ist ein vorläufiger Zoll eingeführt worden und wird
endgültig festgestellt, daß Dumping und eine Schädigung
vorliegen , so beschließt der Rat, unabhängig davon, ob
ein endgültiger Antidumpingzoll aufzuerlegen ist, inwie­
weit der vorläufige Zoll endgültig zu vereinnahmen ist . In
diesem Fall bedeutet „ Schädigung" weder die erhebliche
Verzögerung der Errichtung eines Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft noch das Drohen einer bedeutenden Schä­
digung, es sei denn, es wird festgestellt, daß aus dieser
drohenden Schädigung ohne die vorläufigen Maßnahmen
tatsächlich eine bedeutende Schädigung entstanden wäre .
In allen anderen Fällen einer solchen drohenden Schädi­
gung oder Verzögerung werden die vorläufigen Beträge
freigegeben, und endgültige Zölle können nur ab dem
Zeitpunkt der Feststellung einer drohenden Schädigung
oder einer erheblichen Verzögerung eingeführt werden .

( 3 ) Ist der endgültige Antidumpingzoll höher als der
vorläufige Zoll, so wird der Differenzbetrag nicht erho­
ben . Ist der endgültige Zoll niedriger als der vorläufige
Zoll, so wird der Zoll neu berechnet . Im Fall einer
negativen endgültigen Feststellung wird der vorläufige
Zoll nicht bestätigt .

( 4 ) Ein endgültiger Antidumpingzoll kann auf die
Waren erhoben werden, die innerhalb von 90 Tagen vor
dem Zeitpunkt der Anwendung der vorläufigen Maßnah­
men, aber nicht vor der Einleitung der Untersuchung in
den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt wurden,

Artikel 11

Geltungsdauer, Überprüfung und Erstattung

( 1 ) Eine Antidumpingmaßnahme bleibt nur so lange
und in dem Umfang in Kraft, wie dies notwendig ist, um
das schädigende Dumping unwirksam zu machen .

( 2 ) Eine endgültige Antidumpingmaßnahme tritt fünf
Jahre nach ihrer Einführung oder fünf Jahre nach dem
Datum des Abschlusses der letzten Überprüfung außer
Kraft, die sowohl das Dumping als auch die Schädigung
betraf, außer wenn in einer Überprüfung festgestellt wird,
daß das Dumping und die Schädigung bei einem Auslau­
fen der Maßnahme wahrscheinlich anhalten oder erneut
auftreten würden . Eine solche Überprüfung bei Auslaufen
der Maßnahme wird von der Kommission von Amts
wegen oder auf einen von den Gemeinschaftsherstellern
oder in deren Namen gestellten Antrag hin eingeleitet,
und die Maßnahme bleibt bis zum Abschluß einer sol­
chen Überprüfung in Kraft .

Eine Überprüfung bei Auslaufen der Maßnahme wird
eingeleitet, wenn der Antrag genügend Beweise dafür
enthält , daß das Dumping und die Schädigung bei einem
Auslaufen der Maßnahmen wahrscheinlich anhalten oder
erneut auftreten würden . Diese Wahrscheinlichkeit kann
beispielsweise durch Beweise für ein Anhalten des Dum­
pings und der Schädigung aufgezeigt werden oder durch
Beweise dafür, daß die Beseitigung der Schädigung teil­
weise oder ausschließlich auf die geltenden Maßnahmen
zurückzuführen ist, oder durch Beweise dafür, daß die
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Umstände der Ausführer oder die Marktbedingungen
darauf hindeuten, daß das schädigende Dumping wahr­
scheinlich anhalten wird .

Im Rahmen der Untersuchungen gemäß diesem Absatz
erhalten die Ausführer, die Einführer, die Vertreter des
Ausfuhrlandes und die Gemeinschaftshersteller Gelegen­
heit , die in dem Überprüfungsantrag dargelegten Behaup­
tungen zu ergänzen, zu widerlegen oder zu erläutern , und
in den Schlußfolgerungen werden alle einschlägigen und
ordnungsgemäß belegten Beweise gebührend berücksich­
tigt, die im Zusammenhang mit der Frage vorgelegt
werden, ob die Schädigung und das Dumping bei einem
Auslaufen der Maßnahmen wahrscheinlich anhalten oder
erneut auftreten würden .

Eine Bekanntmachung über das bevorstehende Auslaufen
der Maßnahme wird im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften zu einem geeigneten Zeitpunkt im letzten
Jahr der Geltungsdauer der Maßnahmen gemäß diesem
Absatz veröffentlicht . Danach sind die Gemeinschaftsher­
steller bis spätestens drei Monate vor Ablauf des Fünfjah­
reszeitraums berechtigt, einen Antrag auf Überprüfung
gemäß Unterabsatz 2 zu stellen . Ferner wird eine
Bekanntmachung über das tatsächliche Auslaufen von
Maßnahmen gemäß diesem Absatz veröffentlicht .

( 3 ) Die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der
Maßnahmen kann bei Bedarf ebenfalls von der Kommis­
sion von Amts wegen oder auf Antrag eines Mitglied­
staats oder, sofern seit der Einführung der endgültigen
Maßnahme eine angemessene Zeitspanne, mindestens
aber ein Jahr vergangen ist , auf Antrag eines Ausführers
oder Einführers oder der Gemeinschaftshersteller über­
prüft werden, wenn dieser Antrag ausreichende Beweise
für die Notwendigkeit einer solchen Interimsüberprüfung
enthält .

Eine Interimsüberprüfung wird eingeleitet , wenn der
Antrag ausreichende Beweise dafür enthält, daß die Auf­
rechterhaltung der Maßnahme zum Ausgleich des Dum­
pings nicht mehr notwendig ist und/oder daß die Schädi­
gung im Fall der Aufhebung oder Änderung der Maß­
nahme wahrscheinlich nicht anhalten oder erneut auftre­
ten würde oder daß die Maßnahme nicht oder nicht mehr
ausreicht, um das schädigende Dumping unwirksam zu
machen .

Bei Untersuchungen gemäß diesem Absatz kann die Kom­
mission unter anderem prüfen, ob sich die Umstände
hinsichtlich des Dumpings und der Schädigung wesentlich
verändert haben oder ob die geltenden Maßnahmen zum
angestrebten Ergebnis führen und die Beseitigung der
gemäß Artikel 3 festgestellten Schädigung ermöglichen .
Zu diesen Fragen werden alle einschlägigen und ord­
nungsgemäß belegten Beweise in der endgültigen Feststel­
lung berücksichtigt .

( 4 ) Eine Überprüfung wird ferner zwecks Ermittlung
individueller Dumpingspannen für neue Ausführer in dem
betreffenden Ausfuhrland durchgeführt, die die Ware im
Untersuchungszeitraum, auf den sich die Maßnahmen
stützten , nicht exportiert haben .

Die Überprüfung wird eingeleitet, wenn ein neuer Aus­
führer oder Hersteller nachweisen kann, daß er mit
keinem der Ausführer oder Hersteller in dem Ausfuhr­
land , deren Ware Gegenstand der Antidumpingmaßnah­
men ist, geschäftlich verbunden ist , und wenn er nach
dem vorgenannten Untersuchungszeitraum tatsächlich in
die Gemeinschaft exportiert hat oder wenn er nachweisen
kann, daß er eine unwiderrufliche vertragliche Verpflich­
tung zur Ausfuhr einer erheblichen Warenmenge in die
Gemeinschaft eingegangen ist .

Eine Überprüfung für einen neuen Ausführer wird einge­
leitet und beschleunigt durchgeführt , nachdem Konsulta­
tionen im Beratenden Ausschuß stattgefunden und die
Gemeinschaftshersteller Gelegenheit zur Stellungnahme
erhalten haben . Mit der Verordnung der Kommission zur
Einleitung einer Überprüfung wird der geltende Zoll
gegenüber dem betreffenden neuen Ausführer außer Kraft
gesetzt und die Verordnung zur Einführung des Zolls
entsprechend geändert sowie die zollamtliche Erfassung
der Einfuhren gemäß Artikel 14 Absatz 5 vorgesehen, um
zu gewährleisten, daß Antidumpingzölle rückwirkend
vom Zeitpunkt der Einleitung der Überprüfung an erho­
ben werden können, wenn die Überprüfung zur Feststel­
lung von Dumping bei diesem Ausführer führt .

Dieser Absatz findet keine Anwendung, wenn Zölle
gemäß Artikel 9 Absatz 6 eingeführt wurden .

( 5 ) Die einschlägigen Bestimmungen dieser Verord­
nung über die Verfahren und den Ablauf von Untersu­
chungen, abgesehen von den Bestimmungen über die
Fristen , gelten für die Überprüfungen nach den Absät­
zen 2 , 3 und 4 . Diese Überprüfungen werden ohne
Verzögerungen durchgeführt und normalerweise inner­
halb von zwölf Monaten nach der Einleitung der Über­
prüfungen abgeschlossen .

( 6 ) Überprüfungen nach Maßgabe dieses Artikels wer­
den von der Kommission nach Konsultationen im Bera­
tenden Ausschuß eingeleitet . Sofern die Überprüfungen
dies rechtfertigen, werden die Maßnahmen von dem für
ihre Einführung zuständigen Gemeinschaftsorgan gemäß
Absatz 2 aufgehoben oder aufrechterhalten oder gemäß
den Absätzen 3 und 4 aufgehoben, aufrechterhalten oder
geändert . Werden Maßnahmen für einzelne Ausführer,
aber nicht für das Land als Ganzes aufgehoben, so
bleiben diese Ausführer weiterhin in das Verfahren einbe­
zogen und können im Rahmen einer für dieses Land nach
Maßgabe dieses Artikels durchgeführten Überprüfung
automatisch erneut untersucht werden .

( 7 ) Ist am Ende der Geltungsdauer der Maßnahmen
nach Absatz 2 eine Überprüfung der Maßnahmen nach
Absatz 3 bereits eingeleitet worden, so erstreckt sich diese
Überprüfung auf die in Absatz 2 genannten Umstände .

( 8 ) Unbeschadet des Absatzes 2 kann ein Einführer die
Erstattung der erhobenen Zölle beantragen, wenn nach­
gewiesen wird, daß die Dumpingspanne, auf deren
Grundlage die Zölle entrichtet wurden, beseitigt oder
soweit verringert worden ist , daß sie niedriger als der
geltende Zoll ist .
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Zur Erstattung von Antidumpingzöllen stellt der Einfüh­
rer einen Antrag an die Kommission . Der Antrag wird
über den Mitgliedstaat übermittelt, in dessen Gebiet die
Waren in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt
wurden, und zwar innerhalb von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt, zu dem der Betrag der zu erhebenden
endgültigen Zölle von den zuständigen Behörden ord­
nungsgemäß festgesetzt wurde , oder zu dem Zeitpunkt,
zu dem ein Beschluß über die endgültige Vereinnahmung
der Sicherheitsleistungen für den vorläufigen Zoll erging .
Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission unver­
züglich diesen Antrag.

Ein Antrag auf Erstattung gilt nur als hinreichend durch
Beweise begründet, wenn er genaue Angaben über den
Betrag der beantragten Erstattung von Antidumpingzöllen
und alle Zollbelege für die Berechnung und Entrichtung
dieses Betrags enthält . Dazu gehören auch Nachweise zu
den Normalwerten und den Preisen bei der Ausfuhr in
die Gemeinschaft während eines repräsentativen Zeit­
raums für die Ausführer oder Hersteller, für die die Zölle
gelten . Ist der Einführer mit dem betroffenen Ausführer
oder Hersteller nicht geschäftlich verbunden und stehen
diese Informationen nicht sofort zur Verfügung oder ist
der Ausführer oder der Hersteller nicht bereit, dem
Einführer diese Informationen zu erteilen , so enthält der
Antrag eine Erklärung des Ausführers oder des Herstel­
lers, wonach die Dumpingspanne nach Maßgabe dieses
Artikels verringert oder beseitigt worden ist und die
einschlägigen Nachweise der Kommission übermittelt
werden . Werden diese Nachweise von dem Ausführer
oder dem Hersteller nicht innerhalb einer angemessenen
Frist übermittelt, so wird der Antrag abgelehnt.

Die Kommission entscheidet nach Konsultationen im
Beratenden Ausschuß, ob und inwieweit dem Antrag
stattgegeben werden sollte; sie kann jederzeit entscheiden,
eine Interimsüberprüfung einzuleiten; die Informationen
und Feststellungen im Rahmen dieser Überprüfung, die
nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen für die
Überprüfungen durchgeführt wird, werden bei der Ent­
scheidung zugrunde gelegt, ob und inwieweit eine Erstat­
tung gerechtfertigt ist . Die Erstattung von Zöllen erfolgt
normalerweise innerhalb von 12 Monaten und in keinem
Fall später als 18 Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem
der hinreichend begründete Erstattungsantrag von einem
Einführer der Ware gestellt wurde, die Gegenstand des
Antidumpingzolls ist . Die zulässige Erstattung wird nor­
malerweise von den Mitgliedstaaten innerhalb von 90
Tagen nach der vorgenannten Entscheidung gezahlt .

( 9 ) In allen Überprüfungen oder Erstattungsuntersu­
chungen gemäß diesem Artikel wendet die Kommission,
soweit sich die Umstände nicht geändert haben, die
gleiche Methodik an wie in der Untersuchung, die zur
Einführung des Zolls führte, unter gebührender Berück­
sichtigung des Artikels 2 , insbesondere der Absätze 11
und 12 , und des Artikels 17 .

( 10 ) Bei Untersuchungen nach Maßgabe dieses Artikels
prüft die Kommission die Zuverlässigkeit der Ausfuhr­
preise gemäß Artikel 2 . Wird jedoch beschlossen, den
Ausfuhrpreis gemäß Artikel 2 Absatz 9 rechnerisch zu
ermitteln , so errechnet sie den Ausfuhrpreis ohne Abzug
des für die Antidumpingzölle entrichteten Betrags , sofern

schlüssige Beweise dafür vorgelegt werden, daß sich der
Zoll in den Weiterverkaufspreisen und in den späteren
Verkaufspreisen in der Gemeinschaft ordnungsgemäß nie­
derschlägt .

Artikel 12

( 1 ) Legt der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ausrei­
chende Informationen dafür vor, daß die Maßnahmen zu
keiner oder nur zu einer unzureichenden Erhöhung der
Weiterverkaufspreise oder der späteren Verkaufspreise in
der Gemeinschaft führten , so kann die Untersuchung —
nach Konsultationen — wieder aufgenommen werden,
um zu prüfen, ob die Maßnahmen sich auf die obenge­
nannten Preise auswirkten .

( 2 ) Während einer Wiederaufnahme der Untersuchung
nach Maßgabe dieses Artikels erhalten die Ausführer, die
Einführer und die Gemeinschaftshersteller Gelegenheit,
die Situation hinsichtlich der Weiterverkaufspreise und
der späteren Verkaufspreise zu klären . Kommen sie zu
dem Schluß, daß die Maßnahme zu einer Erhöhung der
Preise geführt haben sollte, um die zuvor gemäß Artikel 3
festgestellte Schädigung zu beseitigen, werden die Aus­
fuhrpreise gemäß Artikel 2 neu ermittelt und die Dum­
pingspannen zur Berücksichtigung der neu ermittelten
Ausfuhrpreise neu berechnet . Wird die Auffassung vertre­
ten , daß die mangelnde Erhöhung der Preise in der
Gemeinschaft auf einen Rückgang der Ausfuhrpreise
zurückzuführen ist , der vor oder nach der Einführung der
Maßnahmen eintrat, können die Dumpingspannen zur
Berücksichtigung dieser niedrigeren Ausfuhrpreise neu
berechnet werden .

( 3 ) Wird im Fall einer Wiederaufnahme der Untersu­
chung nach diesem Artikel ein erhöhtes Dumping festge­
stellt, so werden die geltenden Maßnahmen vom Rat auf
Vorschlag der Kommission entsprechend den neuen Fest­
stellungen zu den Einfuhrpreisen mit einfacher Mehrheit
geändert .

( 4 ) Die einschlägigen Bestimmungen der Artikel 5
und 6 gelten für die Wiederaufnahme nach diesem Arti­
kel , wobei jedoch diese Überprüfung ohne Verzögerung
durchgeführt und normalerweise innerhalb von sechs
Monaten nach der Wiederaufnahme der Untersuchung
abgeschlossen wird .

( 5 ) Angebliche Veränderungen des Normalwerts wer­
den nach Maßgabe dieses Artikels nur berücksichtigt,
wenn der Kommission innerhalb der in der Bekanntma­
chung über die Einleitung der Untersuchung gesetzten
Frist vollständige Informationen zu den geänderten Nor­
malwerten mit ordnungsgemäßen Beweisen vorgelegt wer­
den . Erfordert eine Untersuchung eine Überprüfung der
Normalwerte, so können die Einfuhren bis zum Abschluß
der Untersuchung gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich
erfaßt werden .

Artikel 13

Umgehung

( 1 ) Die gemäß dieser Verordnung eingeführten Anti­
dumpingzölle können auf die Einfuhren der gleichartigen
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eine von der Kommission nach Konsultationen im Bera­
tenden Ausschuß gefaßte Entscheidung oder durch die
Entscheidung des Rates über die Einführung der Maß­
nahmen erteilt werden und gelten für den darin festge­
setzten Zeitraum und unter den darin festgesetzten Bedin­
gungen .

( 5 ) Dieser Artikel steht der normalen Anwendung der
geltenden Zollbestimmungen nicht entgegen.

Ware oder von Teilen dieser Ware aus Drittländern
ausgeweitet werden, wenn eine Umgehung der geltenden
Maßnahmen stattfinclet . Die Umgehung wird als eine
Veränderung des Handelsgefüges zwischen den Drittlän­
dern und der Gemeinschaft definiert, die sich aus einer
Praxis , einem Fertigungsprozeß oder einer Arbeit ergibt,
für die es außer der Einführung des Zolls keine hinrei­
chende Begründung oder wirtschaftliche Rechtfertigung
gibt, und wenn Beweise wie Preise und/oder Mengen der
montierten gleichartigen Ware dafür vorliegen, daß die
Abhilfewirkung des Zolls untergraben wird, und Beweise
für Dumping im Verhältnis zu den Normalwerten vorlie­
gen, die für gleichartige oder ähnliche Waren früher
festgestellt wurden .

( 2 ) Ein Montagevorgang in der Gemeinschaft oder in
einem Drittland wird als Umgehung der geltenden Maß­
nahmen angesehen, wenn

a ) die Montage seit oder kurz vor der Einleitung der
Antidumpinguntersuchung begonnen oder erheblich
ausgeweitet wurde und die verwendeten Teile ihren
Ursprung in dem Land haben, für das Maßnahmen
gelten, und

b ) der Wert dieser Teile 60 v . H. oder mehr des Gesamt­
werts der Teile der montierten Ware ausmacht; als
Umgehung gilt jedoch nicht der Fall , in dem der Wert,
der während der Montage oder Fertigstellung den
verwendeten eingeführten Teilen hinzugefügt wurde,
mehr als 25 v . H. der Herstellkosten beträgt, und

c ) die Abhilfewirkung des Zolls durch die Preise und/
oder Mengen der montierten gleichartigen Ware
untergraben wird und Beweise für Dumping im Ver­
hältnis zu den Normalwerten vorliegen, die für gleich­
artige oder ähnliche Waren früher festgestellt wur­
den .

( 3 ) Untersuchungen werden nach Maßgabe dieses Arti­
kels eingeleitet, wenn der Antrag ausreichende Beweise
für die in Absatz 1 genannten Faktoren enthält . Die
Einleitung der Untersuchung erfolgt nach Konsultationen
im Beratenden Ausschuß durch eine Verordnung der
Kommission, die auch den Zollbehörden Anweisung gibt,
die Einfuhren gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich zu
erfassen oder Sicherheiten zu verlangen . Die Untersuchun­
gen werden von der Kommission durchgeführt, die von
den Zollbehörden unterstützt werden kann, und inner­
halb von neun Monaten abgeschlossen . Wenn die endgül­
tig ermittelten Tatsachen die Ausweitung der Maßnah­
men rechtfertigen, wird diese Ausweitung vom Rat auf
Vorschlag der Kommission mit einfacher Mehrheit von
dem Zeitpunkt an eingeführt, zu dem die Einfuhren
gemäß Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich erfaßt wurden .
Die einschlägigen Verfahrensbestimmungen dieser Ver­
ordnung zu der Einleitung und der Durchführung der
Untersuchungen finden Anwendung.

( 4 ) Waren, denen eine Bescheinigung der Zollbehörden
beigefügt ist, aus der hervorgeht, daß die Einfuhr der
Waren keine Umgehung darstellt, werden nicht gemäß
Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich erfaßt und nicht mit
Zöllen belegt . Diese Bescheinigungen können den Einfüh­
ren! auf schriftlichen Antrag nach Genehmigung durch

Artikel 14

Allgemeine Bestimmungen

( 1 ) Vorläufige oder endgültige Antidumpingzölle wer­
den durch Verordnung eingeführt und von den Mitglied­
staaten in der Form, zu dem Satz und nach den sonstigen
Modalitäten erhoben, die in der Verordnung zur Einfüh­
rung dieser Zölle festgelegt sind . Diese Zölle werden auch
unabhängig von den Zöllen, Steuern und anderen norma­
lerweise bei der Einfuhr geforderten Abgaben erhoben .
Auf eine Ware dürfen nicht zugleich Antidumpingzölle
und Ausgleichszölle erhoben werden, um ein und dieselbe
Situation, die sich aus einem Dumping oder der Gewäh­
rung einer Ausfuhrsubvention ergibt, zu bereinigen .

( 2 ) Die Verordnungen zur Einführung vorläufiger oder
endgültiger Antidumpingzölle oder die Verordnungen und
Beschlüsse zur Annahme von Verpflichtungen oder zur
Einstellung von Untersuchungen oder Verfahren werden
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröf­
fentlicht . Diese Verordnungen und Beschlüsse enthalten
insbesondere - unter der erforderlichen Wahrung der
Vertraulichkeit der Informationen - den Namen der Aus­
führer, soweit möglich, oder der betroffenen Länder, eine
Beschreibung der Waren und eine Zusammenfassung der
wichtigsten Fakten und Erwägungen im Zusammenhang
mit der Ermittlung des Dumpings und der Schädigung. In
jedem Fall wird den bekanntermaßen betroffenen Par­
teien eine Kopie der Verordnung oder des Beschlusses
zugesandt . Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten sinn­
gemäß für die Überprüfungen .

( 3 ) Besondere Bestimmungen, insbesondere über die
gemeinsame Begriffsbestimmung für den Warenursprung,
wie sie in der Verordnung ( EWG ) Nr . 2913/92 des
Rates { x ) enthalten sind, können gemäß dieser Verordnung
festgelegt werden .

( 4 ) Im Interesse der Gemeinschaft können die im Rah­
men dieser Verordnung eingeführten Maßnahmen nach
Konsultationen im Beratenden Ausschuß durch einen
Beschluß der Kommission für einen Zeitraum bis zu neun
Monaten ausgesetzt werden . Die Aussetzung kann für
einen weiteren Zeitraum, der ein Jahr nicht überschreiten
darf, verlängert werden, wenn der Rat dies auf einen
Vorschlag der Kommission mit einfacher Mehrheit
beschließt . Maßnahmen dürfen nur ausgesetzt werden,
sofern sich die Marktbedingungen vorübergehend derart
ändern, daß es unwahrscheinlich ist, daß aufgrund der
Aussetzung wieder eine Schädigung entsteht, vorausge­

(') ABl . Nr . L 302 vom 19 . 10 . 1992, S. 1 .
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setzt, dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft wurde
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben und diese Stel­
lungnahme wurde berücksichtigt . Die Maßnahmen kön­
nen jederzeit und nach Konsultationen wieder in Kraft
gesetzt werden, wenn die Gründe für die Ausetzung nicht
mehr bestehen .

( 5 ) Die Kommission kann nach Konsultationen im
Beratenden Ausschuß die Zollbehörden anweisen, geeig­
nete Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren zollamt­
lich zu erfassen, so daß in der Folge Maßnahmen gegen­
über diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamt­
lichen Erfassung an eingeführt werden können . Die zoll­
amtliche Erfassung der Einfuhren kann auf einen Antrag
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft vorgenommen
werden, der ausreichende Beweise für die Rechtfertigung
dieser Maßnahme enthält . Die zollamtliche Erfassung
wird durch die Verordnung eingeführt, in der der Zweck
dieser Erfassung und, soweit angemessen, der geschätzte
Betrag der möglichen zukünftigen Zollschuld angegeben
werden . Die Einfuhren dürfen nicht länger als neun
Monate zollamtlich erfaßt werden .

( 6 ) Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission
monatlich über den Einfuhrhandel bei Waren, die Gegen­
stand von Untersuchungen und von Maßnahmen sind,
und über die gemäß dieser Verordnung vereinnahmten
Zollbeträge .

c ) den ursächlichen Zusammenhang zwischen den ge­
dumpten Einfuhren und der Schädigung;

d ) die Maßnahmen, die unter den gegebenen Umständen
zur Verhütung oder Behebung der durch das Dum­
ping hervorgerufenen Schädigung zu treffen sind ,
sowie die Einzelheiten ihrer Anwendung.

Artikel 16

Kontrollbesuche

( 1 ) Die Kommission führt, wenn sie es für angemessen
erachtet, Kontrollbesuche durch, um die Bücher von
Einführern, Ausführern , Händlern, Vertretern, Herstel­
lern, Wirtschaftsverbänden und -Organisationen einzuse­
hen und die Informationen zu dem Dumping und der
Schädigung zu überprüfen . Ohne eine ordentliche und
fristgerechte Antwort kann ein Kontrollbesuch nicht
durchgeführt werden .

( 2 ) Die Kommission kann bei Bedarf Untersuchungen
in Drittländern durchführen, sofern die betroffenen
Unternehmen ihre Zustimmung erteilen, sie die Vertreter
der Regierung des betroffenen Drittlandes unterrichtet
und letzteres keine Einwände gegen die Untersuchung
erhebt . Sobald die betreffenden Unternehmen ihre
Zustimmung erteilt haben, sollte die Kommission den
Behörden des Ausfuhrlandes die Namen und die
Anschriften der Unternehmen, die besucht werden sollen ,
und die vereinbarten Termine mitteilen .

( 3 ) Die betreffenden Unternehmen werden über die
Art der bei den Kontrollbesuchen zu überprüfenden
Informationen und die während dieser Besuche vorzule­
genden sonstigen Informationen unterrichtet; dies schließt
jedoch nicht aus, daß an Ort und Stelle in Anbetracht der
erhaltenen Informationen weitere Einzelheiten angefor­
dert werden können .

( 4 ) Bei Untersuchungen gemäß den Absätzen 1 , 2 und
3 wird die Kommisson von Bediensteten jener Mitglied­
staaten unterstützt, die darum ersucht haben .

Artikel 15

Konsultationen

( 1 ) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Konsulta­
tionen finden in einem Beratenden Ausschuß statt, der
aus Vertretern jedes Mitgliedstaats besteht und in dem
ein Vertreter der Kommission den Vorsitz führt . Die
Konsultationen werden auf Antrag eines Mitgliedstaats
oder auf Veranlassung der Kommission umgehend und in
jedem Fall so rechtzeitig eingeleitet , daß die in dieser
Verordnung festgesetzten Fristen eingehalten werden kön­
nen .

( 2 ) Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden ein­
berufen . Dieser übermittelt den Mitgliedstaaten so bald
wie möglich alle zweckdienlichen Informationen .

( 3 ) Erforderlichenfalls können die Konsultationen nur
im schriftlichen Weg erfolgen; in diesem Fall unterrichtet
die Kommission die Mitgliedstaaten und legt eine Frist
fest, innerhalb deren die Mitgliedstaaten ihre Stellungnah­
men abgeben und mündliche Konsultationen beantragen
können, die der Vorsitzende anberaumt, wobei diese
mündlichen Konsultationen so rechtzeitig stattfinden, daß
die in dieser Verordnung festgesetzten Fristen eingehalten
werden können .

Artikel 17

Stichprobe

( 1 ) In den Fällen, in denen die Anzahl der Antragstel­
ler , der Ausführer oder der Einführer, der Warentypen
oder der Geschäftsvorgänge sehr groß ist, kann die Unter­
suchung auf eine vertretbare Anzahl von Parteien, Waren
oder Geschäftsvorgängen durch Stichproben, die nach
den normalen statistischen Verfahren auf der Grundlage
der zum Zeitpunkt der Auswahl zur Verfügung stehenden
Informationen gebildet werden, oder auf das größte
repräsentative Volumen von Produktion, Verkäufen oder
Ausfuhren beschränkt werden, die in angemessener Weise
in der zur Verfügung stehenden Zeit untersucht werden
können.

( 2 ) Die endgültige Auswahl der Parteien, Warentypen
oder Geschäftsvorgänge gemäß diesen Bestimmungen

( 4 ) Die Konsultationen betreffen insbesondere

a ) das Vorliegen von Dumping und die Methoden für
die Ermittlung der Dumpingspanne;

b ) das Vorliegen und den Umfang einer Schädigung;



Nr. L 56/18 [ DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 6 . 3 . 96

( 4 ) Werden Nachweise oder Informationen nicht
akzeptiert , wird die Partei , die sie vorgelegt hat, unver­
züglich über die Gründe unterrichtet und erhält die
Möglichkeit , innerhalb der festgesetzten Frist weitere
Erläuterungen zu geben . Werden die Erläuterungen nicht
für ausreichend gehalten , so sind die Gründe für die
Zurückweisung solcher Nachweise oder Informationen
anzugeben und in veröffentlichten Feststellungen darzule­
gen .

( 5 ) Stützen sich die Feststellungen, einschließlich der
Ermittlung des Normalwerts, auf Absatz 1 , einschließlich
der Angaben in dem Antrag, so werden sie , soweit
möglich und unter gebührender Berücksichtigung der
Fristen, für die Untersuchung anhand von Informationen
aus anderen zugänglichen unabhängigen Quellen wie ver­
öffentlichte Preislisten , amtliche Einfuhrstatistiken und
Zollerklärungen oder anhand von Informationen geprüft,
die von anderen interessierten Parteien während der
Untersuchung vorgelegt wurden .

( 6 ) Ist eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
zur Mitarbeit bereit und werden maßgebliche Informatio­
nen vorenthalten , so kann dies zu einem Ergebnis führen,
daß für diese Partei weniger günstig ist, als wenn sie
mitgearbeitet hätte .

über die Stichprobe obliegt der Kommission, obgleich sie
vorzugsweise in Absprache und im Einvernehmen mit den
betroffenen Parteien erfolgt, sofern diese Parteien sich
innerhalb von drei Wochen nach der Einleitung der
Untersuchung selbst melden und ausreichende Informa­
tionen zur Verfügung stellen, um eine repräsentative
Auswahl zu treffen .

( 3 ) In den Fällen, in denen die Untersuchung gemäß
diesem Artikel beschränkt wurde , wird dennoch eine
individuelle Dumpingspanne für jeden ursprünglich nicht
ausgewählten Ausführer oder Hersteller berechnet, der
die erforderlichen Informationen innerhalb der durch
diese Verordnung gesetzten Frist vorlegt, außer wenn die
Anzahl der Ausführer oder der Hersteller so groß ist , daß
individuelle Ermittlungen eine zu große Belastung darstel­
len und den fristgerechten Abschluß der Untersuchung
verhindern würden .

( 4 ) Wird eine Stichprobenauswahl beschlossen und
sind einige oder alle ausgewählten Parteien in einem
Maße, das wahrscheinlich das Ergebnis der Untersuchung
maßgeblich beeinflussen wird, nicht zur Mitarbeit bereit,
so kann eine neue Auswahl getroffen werden . Mangelt es
weiterhin in großem Maße an Bereitschaft zur Mitarbeit
oder fehlt die Zeit zur Auswahl einer neuen Stichprobe ,
so finden die einschlägigen Bestimmungen des Artikels 18
Anwendung.

Artikel 18

Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

( 1 ) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu
den erforderlichen Informationen oder erteilt sie nicht
innerhalb der durch diese Verordnung gesetzten Fristen
die erforderlichen Auskünfte oder behindert sie erheblich
die Untersuchung, so können vorläufige oder endgültige
positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage
der verfügbaren Fakten getroffen werden . Wird festge­
stellt , daß eine interessierte Partei unwahre oder irrefüh­
rende Informationen vorgelegt hat, so werden diese Infor­
mationen nicht berücksichtigt, und die verfügbaren Infor­
mationen können zugrunde gelegt werden . Die interessier­
ten Parteien sollten über die Folgen der mangelnden
Bereitschaft zur Mitarbeit unterrichtet werden .

( 2 ) Werden die Antworten nicht auf einen elektroni­
schen Datenträger übermittelt, so gilt dies nicht als man­
gelnde Bereitschaft zur Mitarbeit , sofern die interessierte
Partei darlegt, daß die Übermittlung der Antwort in der
gewünschten Form die interessierte Partei über Gebühr
zusätzlich belasten würde oder mit vinangemessenen
zusätzlichen Kosten verbunden wäre .

( 3 ) Erweisen sich die von einer interessierten Partei
übermittelten Informationen nicht in jeder Hinsicht als
vollkommen, so bleiben diese Informationen nicht unbe­
rücksichtigt, sofern die Mängel nicht derart sind, daß sie
angemessene und zuverlässige Feststellungen über Gebühr
erschweren, und sofern die Informationen in angemesse­
ner Weise und fristgerecht übermittelt werden, nachprüf­
bar sind und die interessierte Partei nach besten Kräften
gehandelt hat .

Artikel 19

Vertrauliche Informationen

( 1 ) Alle Informationen, die ihrer Natur nach vertrau­
lich sind ( beispielsweise , weil ihre Preisgabe einem Kon­
kurrenten erhebliche Wettbewerbsvorteile verschaffen
würde oder für den Auskunftgeber oder die Person , von
der er die Informationen erhalten hat, von erheblichem
Nachteil wäre ) oder von den Parteien auf vertraulicher
Grundlage für eine Antidumpinguntersuchung zur Verfü­
gung gestellt werden, sind bei entsprechender Begründung
von den Behörden vertraulich zu behandeln .

( 2 ) Die interessierten Parteien, die vertrauliche Infor­
mationen übermitteln, werden aufgefordert, eine nichtver­
trauliche Zusammenfassung dieser Informationen vorzu­
legen . Diese Zusammenfassungen sollen so ausführlich
sein , daß sie ein angemessenes Verständnis des wesentli­
chen Inhalts der vertraulichen Informationen ermögli­
chen . Unter besonderen Umständen können diese Parteien
erklären, daß sich diese Informationen nicht für eine
Zusammenfassung eignen . Unter diesen besonderen
Umständen müssen die Gründe angegeben werden, aus
denen eine Zusammenfassung nicht möglich ist .

( 3 ) Wird die Auffassung vertreten , daß ein Antrag auf
vertrauliche Behandlung nicht gerechtfertigt ist, und ist
der Antragsteller weder bereit, die Informationen
bekanntzugeben noch ihrer Bekanntgabe in großen Zügen
oder in gekürzter Form zuzustimmen, so können diese
Informationen unberücksichtigt bleiben, sofern nicht aus
geeigneten Quellen in zufriedenstellender Weise nachge­
wiesen wird, daß die Informationen richtig sind . Anträge
auf vertrauliche Behandlung dürfen nicht willkürlich
abgelehnt werden .
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( 4 ) Die Unterrichtung über die endgültigen Feststellun­
gen erfolgt schriftlich . Sie erfolgt unter der erforderlichen
Wahrung der Vertraulichkeit der Informationen so bald
wie möglich und normalerweise spätestens einen Monat
vor einer endgültigen Entscheidung oder der Vorlage
eines Vorschlags der Kommission für endgültige Maßnah­
men gemäß Artikel 9 . Ist die Kommission nicht in der
Lage , über bestimmte Tatsachen oder Erwägungen inner­
halb dieser Frist zu unterrichten, so werden diese so bald
wie möglich danach mitgeteilt . Die Unterrichtung greift
einem etwaigen späteren Beschluß der Kommission oder
des Rates nicht vor ; stützt sich dieser Beschluß jedoch auf
andere Tatsachen und Erwägungen, so erfolgt die Unter­
richtung darüber so bald wie möglich .

( 5 ) Nach der Unterrichtung über die endgültigen Fest­
stellungen vorgebrachte Bemerkungen werden nur be­
rücksichtigt , wenn sie innerhalb einer von der Kommis­
sion im Einzelfall festgesetzten Frist eingehen, die minde­
stens zehn Tage beträgt, wobei der Dringlichkeit der
Angelegenheit gebührend Rechnung getragen wird .

( 4 ) Dieser Artikel steht der Bekanntgabe allgemeiner
Informationen durch die Gemeinschaftsorgane und insbe­
sondere der Gründe für die in Anwendung dieser Verord­
nung getroffenen Entscheidungen sowie die Bekanntgabe
von Beweisen, auf die sich die Gemeinschaftsorgane
gestützt haben, nicht entgegen, sofern dies zur Erläute­
rung dieser Gründe in gerichtlichen Verfahren erforder­
lich ist . Diese Bekanntgabe muß dem berechtigten Inter­
esse der betroffenen Parteien an der Wahrung ihrer
Geschäftsgeheimnisse Rechnung tragen .

( 5 ) Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten
sowie deren Bedienstete geben die Informationen, die sie
gemäß dieser Verordnung erhalten haben und deren ver­
trauliche Behandlung vom Auskunftgeber beantragt wor­
den ist , nicht ohne ausdrückliche Erlaubnis des Auskunft­
gebers bekannt . Zwischen der Kommission und den Mit­
gliedstaaten ausgetauschte Informationen oder Informa­
tionen über die Konsultationen gemäß Artikel 15 oder
von den Behörden der Gemeinschaft oder ihrer Mitglied­
staaten vorbereitete interne Dokumente werden außer in
den in dieser Verordnung vorgesehenen besonderen Fäl­
len nicht bekanntgegeben .

( 6 ) Die gemäß dieser Verordnung erhaltenen Informa­
tionen können nur zu dem Zweck verwendet werden, zu
dem sie eingeholt wurden .

Artikel 21

Gemeinschaftsinteresse

( 1 ) Die Feststellung, ob das Gemeinschaftsinteresse ein
Eingreifen erfordert, stützt sich auf eine Bewertung aller
Interessen , einschließlich der Interessen des inländischen
Wirtschaftszweigs, der Verwender und der Verbraucher;
eine Feststellung gemäß diesem Artikel wird nur getrof­
fen , wenn alle Parteien Gelegenheit erhielten , ihren Stand­
punkt gemäß Absatz 2 darzulegen . Bei dieser Prüfung
wird der Notwendigkeit , die handelsverzerrenden Auswir­
kungen des die Schädigung verursachenden Dumpings zu
beseitigen und einen fairen Wettbewerb wiederherzustel­
len, besonders Rechnung getragen . Maßnahmen, die sich
aus der Feststellung des Dumpings und der Schädigung
ergeben, können nicht angewendet werden, wenn die
Behörden auf der Grundlage aller vorgelegten Informatio­
nen eindeutig zu dem Ergebnis kommen können, daß die
Anwendung dieser Maßnahmen nicht im Interesse der
Gemeinschaft liegt .

( 2 ) Damit die Behörden alle Standpunkte und Informa­
tionen bei der Entscheidung, ob die Einführung von
Maßnahmen im Gemeinschaftsinteresse liegt, gebührend
berücksichtigen können, können sich die Antragsteller,
die Einführer und die repräsentativen Verwender- und die
repräsentativen Verbraucherorganisationen innerhalb der
in der Bekanntmachung über die Einleitung der Antidum­
pinguntersuchung gesetzten Frist selbst melden und der
Kommission die Informationen übermitteln . Diese Infor­
mationen oder angemessenen Zusammenfassungen wer­
den den anderen in diesem Artikel genannten Parteien zur
Verfügung gestellt; diese sind berechtigt, auf diese Infor­
mationen zu antworten .

( 3 ) Die Parteien , die gemäß Absatz 2 handeln, können
einen Antrag auf Anhörung stellen . Diesen Anträgen wird
stattgegeben, wenn sie innerhalb der in Absatz 2 genann­
ten Frist eingereicht werden und die besonderen Gründe

Artikel 20

Unterrichtung

( 1 ) Die Antragsteller, die Einführer und Ausführer
sowie ihre repräsentativen Verbände und die Vertreter
des Ausfuhrlandes können eine Unterrichtung über die
wesentlichen Tatsachen und Erwägungen beantragen, auf
deren Grundlage die vorläufigen Maßnahmen eingeführt
worden sind . Eine derartige Unterrichtung ist schriftlich
sofort nach der Einführung der vorläufigen Maßnahmen
zu beantragen, und die Unterrichtung erfolgt schriftlich
möglichst bald danach .

( 2 ) Die in Absatz 1 genannten Parteien können die
endgültige Unterrichtung über die wichtigsten Tatsachen
und Erwägungen beantragen, auf deren Grundlage beab­
sichtigt wird, die Einführung endgültiger Maßnahmen
oder die Einstellung einer Untersuchung oder eines Ver­
fahrens ohne die Einführung von Maßnahmen zu emp­
fehlen , wobei die Unterrichtung über die Tatsachen und
Erwägungen besondere Beachtung verdient, die sich von
denjenigen unterscheiden, die für die vorläufigen Maß­
nahmen herangezogen wurden .

( 3 ) Anträge auf Unterrichtung über die endgültigen
Feststellungen gemäß Absatz 2 müssen schriftlich bei der
Kommission eingereicht werden und in den Fällen, in
denen ein vorläufiger Zoll eingeführt wurde, spätestens
einen Monat nach der Bekanntmachung der Einführung
dieses Zolls eingehen . Wurde kein vorläufiger Zoll erho­
ben, erhalten die Parteien Gelegenheit, die Unterrichtung
innerhalb der von der Kommission festgesetzten Frist zu
beantragen .
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Ordnung ( EWG ) Nr . 2730/75 des Rates ( 2 ) und der
Verordnung ( EWG) Nr . 2783/75 des Rates ( 3 ); diese
Verordnung wird ergänzend zu den genannten Ver­
ordnungen und in Abweichung von deren Bestimmun­
gen angewandt, die der Anwendung von Antidum­
pingzöllen entgegenstehen würden;

c ) besonderer Maßnahmen, sofern diesen nicht die im
Rahmen des GATT eingegangenen Verpflichtungen
entgegenstehen .

Artikel 23

Aufhebung geltender Rechtsvorschriften und
Übergangsmaßnahmen

Die Verordnung ( EG ) Nr . 3283/94 wird mit Ausnahme
ihres Artikel 23 Absatz 1 aufgehoben .

Die Verordnung ( EG ) Nr . 3283/94 ist weiterhin auf die
Verfahren anwendbar, die während ihrer Geltungsdauer
eingeleitet wurden .

Bezugnahmen auf die Verordnungen ( EWG ) Nr . 2423/88
und ( EG ) Nr . 3283/94 gelten gegebenenfalls als Bezug­
nahmen auf die vorliegende Verordnung.

im Hinblick auf das Gemeinschaftsinteresse enthalten, aus
denen die Parteien angehört werden sollten .

( 4 ) Die Parteien, die gemäß Absatz 2 handeln, können
Bemerkungen zu der Anwendung der auferlegten vorläufi­
gen Zölle vorbringen. Diese Bemerkungen sind innerhalb
eines Monats nach der Einführung dieser Maßnahmen
vorzubringen, wenn sie berücksichtigt werden sollen, und
sie — oder angemessene Zusammenfassungen — werden
den anderen Parteien zur Verfügung gestellt, die berech­
tigt sind, auf diese Bemerkungen zu antworten .

( 5 ) Die Kommission prüft die ordnungsgemäß vorge­
legten Informationen und überprüft, inwieweit sie reprä­
sentativ sind ; die Ergebnisse dieser Prüfung werden dem
Beratenden Ausschuß mit einer Stellungnahme übermit­
telt . Die im Ausschuß vertretenen Auffassungen werden
von der Kommission bei einem Vorschlag nach Artikel 9
berücksichtigt .

( 6 ) Die Parteien, die gemäß Absatz 2 handeln, können
beantragen, daß ihnen die Tatsachen und Erwägungen,
auf die sich die endgültigen Entscheidungen wahrschein­
lich stützen werden, zur Verfügung gestellt werden . Diese
Informationen werden soweit möglich und unbeschadet
späterer Entscheidungen der Kommission oder des Rates
zur Verfügung gestellt .

( 7 ) Informationen werden nur berücksichtigt, wenn
dazu konkrete Beweise vorgelegt werden, die ihre Richtig­
keit bestätigen .

Artikel 22

Schlußbestimmungen

Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung

a ) besonderer Regeln , die in zwischen der Gemeinschaft
und Drittländern geschlossenen Vereinbarungen ent­
halten sind;

b ) der Agrarverordnungen der Gemeinschaft und der
Verordnung ( EG ) Nr . 3448/93 des Rates ('), der Ver­

Artikel 24

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Jedoch sind die in Artikel 5 Absatz 9 , Artikel 6 Absatz 9
und Artikel 7 Absatz 1 vorgeschriebenen Fristen auf
Anträge anwendbar, die gemäß Artikel 5 Absatz 9 ab
dem 1 . September 1995 gestellt wurden, und auf Untersu­
chungen, die aufgrund dieser Anträge eingeleitet wur­
den .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat .

Geschehen zu Brüssel am 22 . Dezember 1995 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

L. ATIENZA SERNA

( 2 ) ABl . Nr . L 281 vom 1 . 11 . 1975 , S. 20 . Verordnung geändert
durch die Verordnung ( EWG ) Nr. 222/88 der Kommission
( ABl . Nr . L 28 vom 1 . 2 . 1988 , S. 1 ).

( 3 ) ABl . Nr . L 282 vom 1 . 11 . 1975 , S. 104 . Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG ) Nr . 3290/94 ( ABl . Nr .
L 349 vom 31 . 12 . 1994, S. 105 ).(') ABl . Nr. L 318 vom 20 . 12 . 1993 , S. 18 .
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VERORDNUNG ( EG ) Nr. 385/96 DES RATES

vom 29. Januar 1996

über den Schutz gegen schädigende Preisgestaltung im Schiffbau

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113 ,

auf Vorschlag der Kommission ( l ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Nach multilateralen Verhandlungen unter der
Schirmherrschaft der Organisation für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und Entwicklung wurde am
21 . Dezember 1994 das „ Übereinkommen über die
Einhaltung normaler Wettbewerbsbedingungen in
der gewerblichen Schiffbau- und Schiffsreparatur­
industrie " ( im folgenden „ Schiffbau-Übereinkom­
men " genannt ) geschlossen .

( 2 ) In dem Schiffbau-Übereinkommen wurde aner­
kannt, daß wegen der besonderen Merkmale der
Kaufgeschäfte bei Schiffen die Ausgleichs- und
Antidumpingzölle , die in Artikel VI des Allgemei­
nen Zoll- und Handelsabkommens ( GATT ) 1994,
in dem Übereinkommen über Subventionen und
Ausgleichsmaßnahmen und in dem Übereinkommen
zur Durchführung des Artikels VI des GATT 1994
im Anhang des Abkommens über die Errichtung
der Welthandelsorganisation vorgesehen sind, in
der Praxis nicht anwendbar sind . Angesichts der
Notwendigkeit, einen wirksamen Schutz gegen Ver­
käufe von Schiffen unter ihrem Normalwert, die
eine Schädigung verursachen, vorzusehen, wurde
der Kodex gegen schädigende Preisgestaltung im
Schiffbau ( im folgenden „ IPI-Kodex" genannt ) ver­
einbart, der zusammen mit den entsprechenden
Grundsätzen Anhang III des Schiffbau-Übereinkom­
mens bildet .

( 3 ) Der IPI-Kodex stützt sich hauptsächlich auf das
Übereinkommen zur Durchführung des Artikels VI
des GATT 1994, weicht aber davon ab, wenn dies
durch die besondere Natur der Kaufgeschäfte bei
Schiffen gerechtfertigt ist . Es empfiehlt sich daher,
die Bestimmungen des IPI-Kodex in Gemeinschafts­
recht umzusetzen, soweit möglich auf der Grund­
lage des Wortlauts der Verordnung ( EG ) Nr . 384/
96 des Rates vom 22 . Dezember 1995 über den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur
Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 3 ).

( 4 ) Das Schiffbau-Übereinkommen und die darauf
beruhenden Rechtsvorschriften sind für das Ge­
meinschaftsrecht von wesentlicher Bedeutung.

( 5 ) Zur Aufrechterhaltung des durch das Schiffbau­
Übereinkommen hergestellten Gleichgewichts der
Rechte und Pflichten sollte die Gemeinschaft Maß­
nahmen gegen jede schädigende Preisgestaltung im
Schiffbau ergreifen, da der Verkauf von Schiffen
unter ihrem Normalwert dem betreffenden Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft Schaden zufügt .

( 6 ) Was die Werften einer Vertragspartei des Schiffbau­
Übereinkommens betrifft , so kann die Gemein­
schaft nur dann eine Untersuchung über den Ver­
kauf eines Schiffes einleiten, wenn der Käufer ein
Gemeinschaftskäufer ist und sofern es sich nicht um
ein Kriegsschiff handelt .

( 7 ) Es sollten klare und ausführliche Regeln für die
Ermittlung des Normalwertes festgelegt werden;
insbesondere sollte sich die Ermittlung, soweit mög­
lich, auf einen repräsentativen Verkauf eines gleich­
artigen Schiffs im normalen Handelsverkehr im
Ausfuhrland stützen . Es ist zweckmäßig zu definie­
ren , unter welchen Umständen ein Inlandsverkauf
als mit Verlust getätigt angesehen und nicht berück­
sichtigt und der Verkauf eines gleichartigen Schiffs
an ein Drittland oder der rechnerisch ermittelte
Normalwert zugrunde gelegt werden kann. Ferner
sollte eine angemessene Verteilung der Kosten , ein­
schließlich in Situationen der Produktionsauf­
nahme, vorgesehen werden . Bei der rechnerischen
Ermittlung des Normalwertes ist es ferner notwen­
dig, die Methode anzugeben, die für die Bestim­
mung der Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinko­
sten und den Gewinn anzuwenden ist , der in die­
sem Normalwert enthalten sein muß .

( 8 ) Um das neue Instrument zur Bekämpfung schädi­
gender Preisgestaltung korrekt anwenden zu kön­
nen, muß die Kommission die erforderlichen Maß­
nahmen ergreifen, um in den großen Mischkonzer­
nen bzw . Holding-Gesellschaften der Drittländer
die Rechtmäßigkeit der Verbuchung kostenmin­
dernder Faktoren bei der Beurteilung der Zusam­
mensetzung der Gestehungskosten zu überprüfen .

( 9 ) Bei der Ermittlung des Normalwertes für Länder
ohne Marktwirtschaft erscheint es zweckmäßig,
Regeln für die Wahl des geeigneten Drittlandes mit
Marktwirtschaft festzulegen, das zu diesem Zweck
heranzuziehen ist, und für den Fall , daß ein ange­
messenes Drittland nicht ermittelt werden kann,
vorzusehen, daß der Normalwert auf andere ange­
messene Weise bestimmt werden kann.

H ABl. Nr. C 13 vom 18 . 1 . 1996 , S. 10 .
( 2 ) ABl . Nr . C 17 vom 22 . 1 . 1996 .
( 3 ) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts .
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( 10 ) Es ist der Begriff „ Ausfuhrpreis " zu definieren und
anzugeben, welche Berichtigungen in den Fällen
vorzunehmen sind , in denen dieser Preis unter
Zugrundelegung des ersten Preises am freien Markt
errechnet werden muß .

( 11 ) Um einen gerechten Vergleich zwischen dem Aus­
fuhrpreis und dem Normalwert zu ermöglichen,
sollten die Faktoren einschließlich der Vertragsstra­
fen aufgelistet werden, die die Preise und die Ver­
gleichbarkeit der Preise beeinflussen können .

( 12 ) Es sind klare und ausführliche Leitlinien für die
Faktoren festzulegen, die für die Feststellung aus­
schlaggebend sein können, ob der Verkauf, der
Gegenstand der schädigenden Preisgestaltung ist ,
eine bedeutende Schädigung verursacht hat oder
eine Schädigung zu verursachen droht. Bei dem
Nachweis , daß der Preis des betreffenden Verkaufs
für die Schädigung eines Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft verantwortlich ist, sollten die Auswir­
kungen anderer Faktoren und insbesondere die
jeweiligen Marktbedingungen in der Gemeinschaft
berücksichtigt werden .

( 13 ) Es empfiehlt sich, den Begriff „ Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft " in bezug auf die Fähigkeit , ein
gleichartiges Schiff zu bauen, zu definieren und
vorzusehen, daß die mit Ausführern verbundenen
Parteien aus dem Wirtschaftszweig ausgeschlossen
werden können; der Begriff „ verbunden" ist zu
definieren .

( 14 ) Es ist festzulegen, welche formellen und materiellen
Voraussetzungen für die Stellung eines Antrags
wegen schädigender Preisgestaltung zu erfüllen sind ,
inwieweit dieser von dem Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft unterstützt werden sollte und welche
Informationen dieser Antrag über den Käufer des
Schiffes , die schädigende Preisgestaltung, die Schä­
digung und den ursächlichen Zusammenhang ent­
halten sollte . Außerdem sind die Verfahren für die
Ablehnung von Anträgen oder die Einleitung einer
Untersuchung festzulegen .

( 15 ) Ist der Käufer eines Schiffes, das Gegenstand einer
schädigenden Preisbildung ist , im Gebiet einer
anderen Vertragspartei des Schiffbau-Übereinkom­
mens niedergelassen, so kann der Antrag auch ein
Ersuchen um Einleitung einer Untersuchung durch
die Behörden dieser Vertragspartei enthalten . Dieses
Ersuchen wird den Behörden dieser Vertragspartei
übermittelt, soweit es gerechtfertigt ist .

( 16 ) Eine Untersuchung kann gegebenenfalls auch auf
schriftlichen Antrag der Behörden einer Vertrags­
partei des Schiffbau-Übereinkommens nach Maß­
gabe dieser Verordnung und unter den im Schiff­
bau-Übereinkommen vorgesehenen Voraussetzun­
gen eingeleitet werden .

( 17 ) Es ist festzulegen, wie die interessierten Parteien
davon unterrichtet werden, welche Informationen
die Behörden benötigen, wie ihnen ausreichend
Gelegenheit gegeben wird , alle einschlägigen Be­

weise vorzulegen, und wie sie uneingeschränkt
Gelegenheit erhalten, ihre Interessen zu verteidigen .
Außerdem sind die Regeln und Verfahren klar
festzulegen, die bei der Untersuchung einzuhalten
sind , insbesondere, daß interessierte Parteien inner­
halb bestimmter Fristen sich selbst melden, ihren
Standpunkt darlegen und ihre Informationen vorle­
gen müssen, wenn diese Standpunkte und Informa­
tionen berücksichtigt werden sollen . Ferner sollte
festgelegt werden, unter welchen Voraussetzungen
eine interessierte Partei Zugang zu Informationen
anderer interessierter Parteien erhalten und zu den
Informationen Stellung nehmen kann . Bei der
Sammlung der Informationen sollten die Mitglied­
staaten und die Kommission zusammenarbeiten .

( 18 ) Es ist notwendig, vorzusehen, daß die Verfahren
unabhängig davon, ob eine Abgabe wegen schädi­
gender Preisgestaltung auferlegt wird oder nicht,
binnen eines Jahres nach dem Zeitpunkt der Einlei­
tung der Untersuchung beziehungsweise dem Zeit­
punkt der Auslieferung des Schiffes , falls letzterer
der spätere Zeitpunkt ist, abgeschlossen werden .
Untersuchungen oder Verfahren sollten eingestellt
werden, wenn die Spanne der schädigenden Preisge­
staltung geringfügig ist .

( 19 ) Die Untersuchung kann ohne Einführung einer
Abgabe wegen schädigender Preisgestaltung abge­
schlossen werden, wenn der Verkauf des Schiffes,
das Gegenstand der schädigenden Preisgestaltung
ist , definitiv und bedingungslos rückgängig gemacht
wird oder eine alternative gleichwertige Abhilfe­
maßnahme angenommen wird . Es ist jedoch not­
wendig, besonders darauf zu achten, daß die Errei­
chung des mit dieser Verordnung verfolgten Ziels
nicht gefährdet wird .

( 20 ) Sind alle in dieser Verordnung vorgesehenen Vor­
aussetzungen erfüllt , so ist der Werft, die durch den
Verkauf eines Schiffes mit schädigender Preisgestal­
tung dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft Scha­
den zugefügt hat, durch Beschluß eine Abgabe
wegen schädigender Preisgestaltung aufzuerlegen,
deren Höhe der Spanne der schädigenden Preisge­
staltung entspricht . Es sollten klare und ausführli­
che Regeln für die Durchführung dieses Beschlusses
festgelegt werden einschließlich aller zu dessen Voll­
streckung erforderlichen Maßnahmen, insbesondere
der Verhängung von Gegenmaßnahmen, falls die
Werft die Abgabe wegen schädigender Preisgestal­
tung nicht innerhalb der festgesetzten Frist zahlt .

( 21 ) Es sind klare Regeln für den Fall festzulegen, daß
Schiffen, die von einer Werft gebaut wurden, für
die Gegenmaßnahmen verhängt wurden, die Rechte
für das Laden und Löschen in Gemeinschaftshäfen
verweigert werden .

( 22 ) Die Verpflichtung zur Zahlung der Abgabe wegen
schädigender Preisgestaltung erlischt erst dann,
wenn diese Abgabe vollständig gezahlt worden ist
oder die Geltungsdauer der Gegenmaßnahmen
abgelaufen ist .
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( 23 ) Aufgrund dieser Verordnung getroffene Maßnah­
men sollten nicht im Widerspruch zum Interesse der
Gemeinschaft stehen .

( 24 ) Die Gemeinschaft muß sich bei den Maßnahmen,
die sie nach dieser Verordnung trifft, der Notwen­
digkeit eines raschen und wirksamen Handelns
bewußt sein .

( 25 ) Ferner sind in regelmäßigen Zeitabständen und
bestimmten Phasen der Untersuchung Konsultatio­
nen in einem Beratenden Ausschuß vorzusehen . Der
Ausschuß sollte sich aus Vertretern der Mitglied­
staaten und einem Vertreter der Kommission , der
den Vorsitz führt, zusammensetzen .

( 26 ) Es sind Kontrollbesuche zur Überprüfung der Infor­
mationen zu der schädigenden Preisgerstaltung und
der Schädigung vorzusehen, wobei diese Kontroll­
besuche von einer ordnungsgemäßen Beantwortung
der Fragebogen abhängen sollten .

( 27 ) Es ist vorzusehen, daß für Parteien, die nicht in
zufriedenstellender Weise an der Untersuchung mit­
arbeiten , andere Informationen für die Sachaufklä­
rung herangezogen werden können und daß derar­
tige Informationen für die Parteien weniger günstig
sein können, als wenn sie an der Untersuchung
mitgearbeitet hätten .

( 28 ) Eine vertrauliche Behandlung von Informationen ist
vorzusehen, um Geschäftsgeheimnisse nicht zu ver­
breiten .

( 29 ) Es ist eine ordnungsgemäße Unterrichtung der
betroffenen Parteien über die wesentlichen Tatsa­
chen und Erwägungen vorzusehen, die unter gebüh­
render Berücksichtigung des Entscheidungsprozesses
in der Gemeinschaft innerhalb einer Frist stattfin­
den muß, die den Parteien die Verteidigung ihrer
Interessen ermöglicht —

( 3 ) Im Sinne dieser Verordnung bedeuten :

a ) „ Schiff" ein Seeschiff mit Eigenantrieb und einem
Raumgehalt vond 100 GT oder mehr, das für die
Beförderung von Gütern oder Personen oder für Son­
derdienste ( z . B. Eisbrecher und Schwimmbagger ) ein­
gesetzt wird, und ein Schlepper mit einer Leistung von
365 kW oder mehr;

b ) „ gleichartiges Schiff" ein Schiff des gleichen Typs , mit
der gleichen Zweckbestimmung und von ungefähr der
gleichen Größe wie das betreffende Schiff, das Merk­
male aufweist, die denen des betreffenden Schiffes
sehr ähnlich sind ;

c ) „ Schiff der gleichen allgemeinen Gruppe " ein Schiff
des gleichen Typs und mit der gleichen Zweckbestim­
mung, aber von erheblich anderer Größe ;

d ) „Verkauf" die Schaffung oder die Übertragung einer
Beteiligung an einem Schiff, ausgenommen eine Betei­
ligung, die nur als Sicherheit für einen normalen
Handelskredit geschaffen oder erworben wird ;

e ) „ Beteiligung " jedes vertragliche Recht oder Eigen­
tumsrecht, das es dem oder den Berechtigten ermög­
licht , auf eine Weise einen Vorteil aus dem Betrieb des
Schiffes zu ziehen , die im wesentlichen der Weise
vergleichbar ist , auf die ein Eigentümer Nutzen aus
dem Betrieb des Schiffes ziehen kann . Bei der Feststel­
lung , ob diese Vergleichbarkeit gegeben ist, werden
unter anderem folgende Fakten berücksichtigt :

i ) die Bedingungen und die Umstände des Ge­
schäfts ,

ii ) die Geschäftspraktiken des Wirtschaftszweigs ,
iii ) ob das Schiff, das Gegenstand des Geschäfts ist,

in den Geschäftsbetrieb des Berechtigten einge­
gliedert ist und

iv ) ob es in der Praxis wahrscheinlich ist, daß der
oder die Berechtigten während eines erheblichen
Teils der Nutzungsdauer des Schiffes einen Vor­
teil aus dem Betrieb des Schiffes ziehen und das
entsprechende Risiko übernehmen werden ;

f) „ Käufer " jede Person oder Gesellschaft, die unmittel­
bar oder mittelbar eine Beteiligung erwirbt, ein­
schließlich durch Schließen eines Mietvertrags oder
eines langfristigen Chartervertrags über den bloßen
Schiffskörper anläßlich der ursprünglichen Übertra­
gung durch die Werft; der Begriff umfaßt auch eine
Person oder Gesellschaft, in deren Eigentum oder
unter deren Kontrolle der Käufer steht oder von
denen er Weisungen erhält . Ein Käufer steht im
Eigentum einer Person oder Gesellschaft , wenn diese
eine Beteiligung von mehr als 50 v. H. am Käufer
besitzt . Ein Käufer wird von einer Person oder Gesell­
schaft kontrolliert , wenn die Person oder Gesellschaft
rechtlich oder geschäftlich in der Lage ist, auf den
Käufer Zwang auszuüben oder ihm Weisungen zu
erteilen; dies wird bei einer Beteiligung von 25 v . H.
vermutet . Wird das Eigentum an einem Käufer nach­
gewiesen, so wird vermutet, daß eine gesonderte Kon­
trolle dieses Käufers nicht vorliegt, sofern nichts ande­
res festgestellt wird . Es kann mehr als einen Käufer
eines Schiffes geben;

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Grundsätze und Begriffsbestimmungen

( 1 ) Der Werft, die ein Schiff gebaut hat, das Gegen­
stand einer schädigenden Preisgestaltung ist und dessen
Verkauf an einen Käufer außerhalb des Ursprungslandes
des Schiffes eine Schädigung verursacht, kann eine
Abgabe wegen schädigender Preisgestaltung auferlegt
werden .

( 2 ) Ein Schiff ist Gegenstand einer schädigenden Preis­
gestaltung, wenn der Ausfuhrpreis des verkauften Schiffes
niedriger ist als der vergleichbare Preis eines gleichartigen
Schiffes beim Verkauf an einen Käufer im Ausfuhrland
im normalen Handelsverkehr .
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teilungen traditionell vorgenommen wurden . In Ermange­
lung einer besseren Methode wird die Kostenverteilung
auf Umsatzbasis bevorzugt . Sofern dies nicht bereits bei
den Kostenverteilungen gemäß diesem Unterabsatz erfolgt
ist , werden angemessene Berichtigungen für die nicht
wiederkehrenden Kostenfaktoren, die der künftigen und/
oder derzeitigen Produktion zugute kommen, oder für die
Situationen vorgenommen, in denen die Kosten durch die
Produktionsaufnahme beeinflußt werden .

( 6 ) Die Beträge für Vertriebs-, Verwaltungs- und
Gemeinkosten sowie für Gewinne werden anhand der
Zahlen festgesetzt, die die Werft bei der Produktion und
dem Verkauf gleichartiger Schiffe im normalen Handels­
verkehr tatsächlich verzeichnet . Ist dies nicht möglich, so
können die Beträge festgesetzt werden :

a ) anhand des gewogenen Durchschnitts der tatsäch­
lichen Beträge , die für andere Werften des Ursprungs­
landes bei der Produktion und dem Verkauf gleich­
artiger Schiffe auf dem Inlandsmarkt des Ursprungs­
landes ermittelt wurden;

b ) anhand der Beträge, die die betreffende Werft bei der
Produktion und dem Verkauf von Schiffen der glei­
chen allgemeinen Gruppe auf dem Inlandsmarkt des
Ursprungslandes tatsächlich verzeichnet;

c ) anhand jeder anderen angemessenen Methode, sofern
der auf diese Weise ermittelte Gewinn nicht höher ist
als der Gewinn, den andere Werften bei Verkäufen
von Schiffen der gleichen allgemeinen Gruppe auf
dem Inlandsmarkt des Ursprungslandes erzielen .

Der dem rechnerisch ermittelten Wert hinzugefügte
Gewinn beruht in jedem Fall auf dem während eines
angemessenen Zeitraums von normalerweise sechs Mona­
ten vor und nach dem untersuchten Verkauf verzeichne­
ten durchschnittlichen Gewinn und spiegelt einen ange­
messenen Gewinn zum Zeitpunkt dieses Verkaufs wider .
Bei dieser Berechnung wird jede Verzerrung eliminiert,
die nicht zu einem angemessenen Gewinn zum Zeitpunkt
des Verkaufs führen würde .

( 7 ) In Anbetracht der langen Frist zwischen Vertrags­
abschluß und Lieferung der Schiffe umfaßt der Normal­
wert nicht die tatsächlichen Kosten, für die die Werft den
Nachweis erbringt , daß sie durch höhere Gewalt entstan­
den sind und erheblich über der Kostensteigerung liegen ,
welche die Werft zu dem Zeitpunkt, zu dem die wesent­
lichen Verkaufsbedingungen festgelegt wurden, in vertret­
barer Weise voraussehen und berücksichtigen konnte .

( 8 ) Im Fall von Verkäufen aus Ländern ohne Markt­
wirtschaft, insbesondere aus Ländern, auf die die Verord­
nung ( EG ) Nr . 519/94 des Rates vom 7. März 1994 über
die gemeinsame Regelung der Einfuhren aus bestimmten
Drittländern und zur Aufhebung der Verordnungen
( EWG ) Nrn . 1765/82 , 1766/82 und 3420/83 (') Anwen­
dung findet, wird der Normalwert ermittelt auf der
Grundlage des Preises oder des rechnerisch ermittelten
Wertes in einem Drittland mit Marktwirtschaft oder des

g ) „ Gesellschaften" die Gesellschaften des bürgerlichen
und des Handelsrechts einschließlich der Genossen­
schaften und die sonstigen juristischen Personen des
öffentlichen und privaten Rechts einschließlich derje­
nigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen;

h ) „ Vertragspartei " jedes Drittland, das Vertragspartei
des Schiffbau-Übereinkommens ist .

Artikel 2

Feststellung der schädigenden Preisgestaltung

A. Normalwert

( 1 ) Der Normalwert stützt sich normalerweise auf den
Preis , der im normalen Handelsverkehr von einem unab­
hängigen Käufer im Ausfuhrland für ein gleichartiges
Schiff gezahlt wurde oder zu zahlen ist .

( 2 ) Die Preise zwischen Parteien , zwischen denen eine
geschäftliche Verbindung oder eine Ausgleichsvereinba­
rung besteht, können nur dann als im normalen Handels­
verkehr angesehen und für die Ermittlung des Normal­
wertes herangezogen werden, wenn festgestellt wird, daß
sie durch diese Geschäftsbeziehung nicht beeinflußt wer­
den .

( 3 ) Werden gleichartige Schiffe im normalen Handels­
verkehr nicht verkauft oder lassen diese Verkäufe wegen
der besonderen Marktlage keinen angemessenen Vergleich
zu, so wird der Normalwert des gleichartigen Schiffes
anhand des Preises bestimmt, der bei der Ausfuhr eines
gleichartigen Schiffes in ein geeignetes Drittland im nor­
malen Handelsverkehr gilt, sofern dieser Preis repräsenta­
tiv ist . Finden Verkäufe in ein geeignetes Drittland nicht
statt oder lassen sie keinen angemessenen Vergleich zu , so
wird der Normalwert des vergleichbaren Schiffes anhand
der Herstellungskosten in dem Ursprungsland zuzüglich
eines angemessenen Betrags für Vertriebs-, Verwaltungs­
und Gemeinkosten und für Gewinne bestimmt.

( 4 ) Die Verkäufe gleichartiger Schiffe auf dem Inlands­
markt des Ausfuhrlandes oder Exportverkäufe an ein
Drittland zu Preisen , die unter den ( fixen und variablen )
Stückkosten zuzüglich der Vertriebs-, Verwaltungs- und
Gemeinkosten liegen, können nur dann aus preislichen
Gründen als nicht im normalen Handelsverkehr getätigt
angesehen und bei der Bestimmung des Normalwertes
unberücksichtigt gelassen werden, wenn festgestellt wird,
daß diese Verkäufe zu Preisen getätigt werden, die wäh­
rend eines angemessenen Zeitraums von normalerweise
fünf Jahren nicht die Deckung aller Kosten ermöglichen .

( 5 ) Die Kosten werden normalerweise anhand der Auf­
zeichnungen der betroffenen Werft berechnet, sofern
diese Aufzeichnungen den allgemein anerkannten Buch­
führungsgrundsätzen des betreffenden Landes entspre­
chen und nachgewiesen wird, daß diese Aufzeichnungen
die mit der Produktion und dem Verkauf des betreffen­
den Schiffs verbundenen Kosten in angemessener Weise
widerspiegeln .

Die für die ordnungsgemäße Kostenverteilung vorgelegten
Nachweise werden berücksichtigt, sofern diese Kostenver­

(') ABl . Nr . L 67 vom 10 . 3 . 1994 , S. 89 . Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung ( EG) Nr. 839/95 ( ABl . Nr .
L 85 vom 19 . 4 . 1995 , S. 9 ).
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Preises , zu dem das Schiff aus einem solchen Drittland in
andere Länder einschließlich in die Gemeinschaft verkauft
wird, oder, falls dies nicht möglich ist , auf jeder anderen
angemessenen Grundlage, einschließlich des für ein
gleichartiges Schiff in der Gemeinschaft tatsächlich
gezahlten oder zu zahlenden Preises , der, falls notwendig,
um eine angemessene Gewinnspanne gebührend berichtigt
wird .

Ein geeignetes Drittland mit Marktwirtschaft wird auf
nicht unvertretbare Weise ausgewählt unter gebührender
Berücksichtigung aller zuverlässigen Informationen, die
zum Zeitpunkt der Auswahl zur Verfügung stehen . Fer­
ner werden die Terminzwänge berücksichtigt .

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien werden
kurz nach der Einleitung des Verfahrens über die Wahl
des Drittlands mit Marktwirtschaft unterrichtet und
erhalten eine Frist von zehn Tagen zur Stellungnahme.

Vergleich erfolgt auf derselben Handelsstufe und unter
Zugrundelegung von Verkäufen, die zu möglichst nahe
beieinanderliegenden Zeitpunkten getätigt werden, d . h .
in der Regel Verkäufe binnen drei Monaten vor oder
nach dem untersuchten Verkauf oder, in Ermangelung
derartiger Verkäufe , während eines zweckmäßig erschei­
nenden Zeitraums . Dabei werden jedesmal gebührende
Berichtigungen für Unterschiede vorgenommen, welche
die Vergleichbarkeit der Preise beeinflussen, einschließlich
Unterschieden in den Verkaufsbedingungen, den Ver­
tragsstrafen, der Besteuerung, den Handelsstufen, den
Mengen und den materiellen Eigenschaften sowie sonsti­
gen Faktoren, die nachweislich die Vergleichbarkeit der
Preise beeinflussen . Ist in den Fällen nach Absatz 10 die
Vergleichbarkeit der Preise nicht gegeben, so wird der
Normalwert auf der gleichen Handelsstufe wie die des
rechnerisch ermittelten Exportpreises bestimmt oder wer­
den gemäß diesem Absatz gebührende Berichtigungen
vorgenommen . Dabei wird jede doppelte Berichtigung
vermieden, insbesondere für Preisnachlässe und Vertrags­
strafen .

Erfordert der Preisvergleich eine Währungsumrechnung,
so wird dafür der Wechselkurs vom Verkaufstag herange­
zogen; steht ein Devisenverkauf auf Terminmärkten
unmittelbar mit dem Ausfuhrgeschäft in Zusammenhang,
so wird jedoch der beim Terminverkauf angewandte
Wechselkurs herangezogen . Im Sinne dieser Bestimmung
ist der Verkaufstag der Tag, an dem die wesentlichen
Verkaufsbedingungen festgelegt werden, in der Regel der
Tag des Vertragsabschlusses . Werden jedoch die wesentli­
chen Verkaufsbedingungen an einem anderen Tag erheb­
lich geändert, so wird der Wechselkurs vom Tag der
Änderung angewandt. In diesem Fall werden geeignete
Anpassungen vorgenommen, um unangemessene Auswir­
kungen auf die Spanne der schädigenden Preisgestaltung
zu berücksichtigen, die allein auf die Wechselkursschwan­
kungen zwischen dem ursprünglichen Verkaufstag und
dem Tag der Änderung zurückzuführen sind .

B. Ausfuhrpreis

( 9 ) Der Ausfuhrpreis ist der tatsächlich gezahlte oder
zu zahlende Preis des betreffenden Schiffes .

( 10 ) Gibt es keinen Ausfuhrpreis oder stellt sich her­
aus, daß der Ausfuhrpreis wegen einer geschäftlichen
Verbindung oder einer Ausgleichsvereinbarung zwischen
der Werft und dem Käufer oder einem Dritten nicht
zuverlässig ist , so kann der Ausfuhrpreis auf der Grund­
lage des Preises errechnet werden, zu dem das Schiff
erstmals an einen unabhängigen Käufer weiterverkauft
wird, oder, wenn das Schiff nicht an einen unabhängigen
Käufer oder nicht in dem Zustand weiterverkauft wird, in
dem es erstmals verkauft wurde, auf jeder anderen ange­
messenen Grundlage .

In diesen Fällen werden Berichtigungen für alle zwischen
dem Erstverkauf und dem Wiederverkauf entstandenen
Gewinne und Kosten einschließlich Zöllen und Abgaben
vorgenommen, um einen zuverlässigen Ausfuhrpreis zu
ermitteln .

Die Beträge, für die Berichtigungen vorgenommen wer­
den, umfassen alle Beträge , die normalerweise vom Käu­
fer getragen werden, aber von Parteien innerhalb oder
außerhalb der Gemeinschaft übernommen worden sind,
bei denen sich herausstellt, daß eine geschäftliche Verbin­
dung oder eine Ausgleichsvereinbarung mit der Werft
oder dem Käufer besteht . Dazu gehören insbesondere die
üblichen Transport-, Versicherungs-, Bereitstellungs-, Ver­
lade- und Nebenkosten , Zölle und andere Abgaben,
die im Einfuhrland aufgrund des Kaufs des Schiffes zu
entrichten sind, sowie eine angemessene Spanne für
Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten und für
Gewinne .

D. Spanne der schädigenden Preisgestaltung

( 12 ) Vorbehaltlich der einschlägigen Bestimmungen
über einen gerechten Vergleich werden die Spannen der
schädigenden Preisgestaltung normalerweise durch einen
Vergleich des gewogenen durchschnittlichen Normalwerts
mit dem gewogenen Durchschnitt der Preise aller Ver­
käufe oder durch einen Vergleich der einzelnen Normal­
werte und der einzelnen Ausfuhrpreise je Geschäfts­
vorgang ermittelt . Der gewogene durchschnittliche Nor­
malwert kann jedoch auch mit den Preisen aller Verkäufe
verglichen werden, wenn die Ausfuhrpreise je nach Käu­
fer, Region oder Verkaufszeitraum erheblich voneinander
abweichen und wenn die im ersten Satz dieses Absatzes
genannten Methoden die schädigende Preisgestaltung
nicht in vollem Umfang widerspiegeln würden .

( 13 ) Die Spanne der schädigenden Preisgestaltung ent­
spricht dem Betrag, um den der Normalwert den Aus­
fuhrpreis übersteigt . Bei unterschiedlichen Spannen kann
eine gewogene durchschnittliche Spanne ermittelt wer­
den .

C. Vergleich

( 11 ) Zwischen dem Ausfuhrpreis und dem Normal­
wert wird ein gerechter Vergleich durchgeführt . Dieser
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Artikel 3

Feststellung der Schädigung

( 1 ) Sofern nicht anderes bestimmt ist, bedeutet der
Begriff „ Schädigung" im Sinne dieser Verordnung, daß
ein Wirtschaftszweig der Gemeinschaft bedeutend geschä­
digt wird oder geschädigt zu werden droht oder daß die
Errichtung eines Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
erheblich verzögert wird; der Begriff „ Schädigung" ist
gemäß diesem Artikel auszulegen .

( 2 ) Die Feststellung einer Schädigung stützt sich auf
eindeutige Beweise und erfordert eine objektive Prüfung
a ) der Auswirkungen des Verkaufs unter dem Normal­
wert auf die Preise gleichartiger Schiffe auf dem Gemein­
schaftsmarkt und b ) der Auswirkungen dieses Verkaufs
auf den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft .

( 3 ) Im Zusammenhang mit den Auswirkungen des
Verkaufs unter dem Normalwert auf die Preise ist zu
berücksichtigen, ob im Vergleich zu dem Preis gleicharti­
ger Schiffe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft eine
erhebliche Preisunterbietung durch den Verkauf unter
dem Normalwert stattgefunden hat oder ob dieser Ver­
kauf auf andere Weise einen erheblichen Preisrückgang
verursacht oder deutliche Preiserhöhungen, die andern­
falls eingetreten wären, verhindert hat . Weder eines noch
mehrere dieser Kriterien sind notwendigerweise aus­
schlaggebend .

( 4 ) Sind die Verkäufe von Schiffen aus mehr als einem
Land gleichzeitig Gegenstand von Untersuchungen wegen
schädigender Preisgestaltung, so werden die Auswirkun­
gen dieser Verkäufe nur dann kumulativ beurteilt , wenn
festgestellt wird , daß a ) die ermittelte Spanne der schädi­
genden Preisgestaltung für die Käufe aus jedem einzelnen
Land den in Artikel 7 Absatz 3 genannten Mindestpro­
zentsatz übersteigt und b ) eine kumulative Beurteilung
der Auswirkungen der Verkäufe angesichts des Wettbe­
werbs zwischen den von Werften außerhalb der Gemein­
schaft an den Käufer verkauften Schiffen sowie des
Wettbewerbs zwischen diesen Schiffen und gleichartigen
Schiffen der Gemeinschaft angemessen ist .

( 5 ) Die Prüfung der Auswirkungen des Verkaufs unter
dem Normalwert auf den betroffenen Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft umfaßt eine Beurteilung aller relevanten
Wirtschaftsfaktoren und -indizes, die die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft beeinflussen, einschließ­
lich der Tatsache , daß ein Wirtschaftszweig sich noch von
den Auswirkungen früherer Dumpingpraktiken, schädi­
gender Preisgestaltung oder Subventionen erholen muß,
der Höhe der tatsächlichen Spanne der schädigenden
Preisgestaltung, des tatsächlichen und des potentiellen
Rückgangs von Absatz, Gewinn, Produktion, Marktan­
teil , Produktivität, Rentabilität und Kapazitätsauslastung,
der Faktoren, die die Preise der Gemeinschaft beeinflus­
sen , der tatsächlichen und potentiellen negativen Auswir­
kungen auf Cash-flow, Lagerbestände, Beschäftigung,
Löhne, Wachstum, Kapitalbeschaffungs- oder Investi­
tionsmöglichkeiten . Diese Liste ist nicht erschöpfend, und
weder eines noch mehrere dieser Kriterien sind notwendi­
gerweise ausschlaggebend .

( 6 ) Aus allen einschlägigen gemäß Absatz 2 vorgeleg­
ten Beweisen muß hervorgehen, daß der Verkauf unter
dem Normalwert eine Schädigung im Sinne dieser Ver­
ordnung verursacht oder verursacht hat. Insbesondere
gehört dazu der Nachweis , daß das gemäß Absatz 3
ermittelte Preisniveau für die in Absatz 5 genannten
Auswirkungen auf den Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft verantwortlich ist und daß diese Auswirkungen ein
solches Ausmaß erreichen, daß sie als bedeutend bezeich­
net werden können .

( 7 ) Andere bekannte Faktoren als der Verkauf unter
dem Normalwert, die den Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft zur gleichen Zeit schädigen, werden ebenfalls
geprüft, um sicherzustellen , daß die durch diese anderen
Faktoren verursachte Schädigung nicht nach Absatz 6
dem Verkauf unter dem Normalwert zugerechnet wird . In
diesem Zusammenhang können unter anderem folgende
Faktoren berücksichtigt werden : Volumen und Preise der
Verkäufe von Werften anderer Länder als des Ausfuhr­
landes , die nicht unter dem Normalwert getätigt wurden,
Nachfragerückgang oder Veränderung der Verbrauchsge­
wohnheiten , handelsbeschränkende Praktiken der auslän­
dischen Hersteller und der Gemeinschaftshersteller sowie
Wettbewerb zwischen ihnen, Entwicklungen in der Tech­
nologie und Ausfuhrleistung und Produktivität des Wirt­
schaftszweigs der Gemeinschaft .

( 8 ) Die Auswirkungen des Verkaufs unter dem Nor­
malwert werden an der Produktion gleichartiger Schiffe
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft gemessen, wenn
die verfügbaren Informationen eine Abgrenzung dieser
Produktion anhand von Kriterien wie Produktionsverfah­
ren, Verkäufe und Gewinne der Hersteller erlauben . Läßt
sich diese Produktion nicht abgrenzen, so werden die
Auswirkungen des Verkaufs unter dem Normalwert an
der Produktion der kleinsten die gleichartigen Schiffe mit
einschließenden Gruppe oder Palette von Schiffen gemes­
sen, für die die erforderlichen Informationen erhältlich
sind .

( 9 ) Die Feststellung, daß eine bedeutende Schädigung
droht, muß auf Tatsachen beruhen und darf sich nicht
lediglich auf Behauptungen, Vermutungen oder entfernte
Möglichkeiten stützen . Das Eintreten von Umständen,
unter denen der Verkauf unter dem Normalwert eine
Schädigung verursachen würde, muß klar vorauszusehen
sein und unmittelbar bevorstehen .

Bei der Feststellung, daß eine bedeutende Schädigung
droht, werden unter anderem folgende Faktoren berück­
sichtigt :

a ) genügend frei verfügbare Kapazitäten der Werft oder
eine unmittelbar bevorstehende , erhebliche Auswei­
tung ihrer Kapazitäten als Indiz für einen voraussicht­
lichen erheblichen Anstieg der Verkäufe unter dem
Normalwert, wobei zu berücksichtigen ist , in wel­
chem Maße andere Ausfuhrmärkte zusätzliche Aus­
fuhren aufnehmen können;

b ) die Frage , ob die Schiffe zu Preisen ausgeführt wer­
den, die in erheblichem Maße Druck auf die Preise
ausüben würden oder Preiserhöhungen, die andern­
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falls eingetreten wären, verhindern und die Nachfrage
nach weiteren Beschaffungen aus anderen Ländern
voraussichtlich steigern würden .

Keiner dieser Faktoren ist für sich genommen notwendi­
gerweise ausschlaggebend, aber alle berücksichtigten Fak­
toren zusammen müssen zu der Schlußfolgerung führen,
daß weitere Verkäufe unter dem Normalwert unmittelbar
bevorstehen und daß ohne die Einführung von Schutz­
maßnahmen eine bedeutende Schädigung verursacht
würde .

Der Antrag kann an die Kommission oder einen Mitglied­
staat gerichtet werden, der ihn an die Kommission weiter­
leitet . Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten
eine Abschrift aller Anträge, die ihr zugehen . Der Antrag
gilt als an dem ersten Arbeitstag nach Eingang als Ein­
schreiben bei der Kommission oder nach Ausstellen einer
Empfangsbestätigung durch die Kommission gestellt .

Verfügt ein Mitgliedstaat, ohne daß ein Antrag gestellt
worden ist , über ausreichende Beweise für das Vorliegen
einer schädigenden Preisgestaltung und für eine dadurch
verursachte Schädigung eines Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft, so teilt er der Kommission diese Beweise
unverzüglich mit .

( 2 ) Ein Antrag nach Absatz 1 ist einzureichen

a ) spätestens sechs Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem
der Antragsteller Kenntnis von dem Verkauf des
Schiffes hatte oder haben mußte , wenn

— der Antragsteller im Rahmen einer „ allgemeinen
Ausschreibung" oder eines anderen Vergabever­
fahrens zur Abgabe eines Angebots aufgefordert
wurde und

— er sich tatsächlich um den Auftrag beworben hat
und

— das Angebot des Antragstellers im wesentlichen
dem Lastenheft entsprach;

b ) spätestens neun Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem
der Antragsteller ohne Aufforderung zur Abgabe eines
Angebots Kenntnis von dem Verkauf des Schiffes
hatte oder haben mußte , sofern spätestens sechs
Monate nach diesem Zeitpunkt eine Erklärung über
die Absicht der Antragstellung mit den dem Antrag­
steller normalerweise zur Verfügung stehenden Infor­
mationen, welche die Identifizierung des betreffenden
Geschäfts ermöglichen, bei der Kommission oder
einem Mitgliedstaat eingereicht wurde .

In keinem Fall kann der Antrag später als sechs Monate
nach dem Datum der Auslieferung des Schiffes eingereicht
werden.

Es wird davon ausgegangen, daß der Antragsteller zu dem
Zeitpunkt Kenntnis von dem Verkauf des Schiffes hatte
oder haben mußte, zu dem der Vertragsabschluß zusam­
men mit allgemeinen Informationen über das Schiff in der
internationalen Fachpresse bekanntgemacht wurde .

Im Sinne dieses Artikels ist eine „ allgemeine Ausschrei­
bung" eine Ausschreibung, in welcher der künftige Käu­
fer mindestens all diejenigen Werften zur Abgabe eines
Angebots auffordert, von denen er weiß, daß sie das
betreffende Schiff bauen können .

( 3 ) Der Antrag nach Absatz 1 muß Beweise enthalten

a ) für eine schädigende Preisgestaltung;

b ) für eine Schädigung;

c ) für einen ursächlichen Zusammenhang zwischen dem
Verkauf mit schädigender Preisgestaltung und der
angeblichen Schädigung und

Artikel 4

Bestimmung des Begriffs „Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft"

( 1 ) Im Sinne dieser Verordnung gelten als „Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft " die Gemeinschaftsherstel­
ler insgesamt, die ein gleichartiges Schiff mit ihren vor­
handenen Anlagen bauen oder deren Anlagen rechtzeitig
für den Bau eines gleichartigen Schiffes umgestellt werden
können, oder diejenigen unter ihnen, deren Kapazität für
den Bau gleichartiger Schiffe insgesamt einen erheblichen
Teil der Gemeinschaftskapazität für den Bau gleichartiger
Schiffe nach Artikel 5 Absatz 6 ausmacht. Sind Hersteller
jedoch mit der Werft, mit Ausführern oder Käufern
geschäftlich verbunden oder selbst Käufer des Schiffes,
das angeblich Gegenstand einer schädigenden Preisgestal­
tung ist , so ist es zulässig, unter dem Begriff „Wirt­
schaftszweig der Gemeinschaft" nur die übrigen Herstel­
ler zu verstehen .

( 2 ) Im Sinne des Absatzes 1 gilt ein Hersteller nur
dann als mit der Werft, mit einem Ausführer oder einem
Käufer geschäftlich verbunden, wenn a ) einer von ihnen
direkt oder indirekt den anderen kontrolliert oder b )
beide von ihnen direkt oder indirekt von einem Dritten
kontrolliert werden oder c ) sie gemeinsam direkt oder
indirekt einen Dritten kontrollieren, sofern Grund zu der
Annahme oder dem Verdacht besteht, daß der betref­
fende Hersteller aufgrund dieser geschäftlichen Verbin­
dung anders handelt als ein unabhängiger Hersteller . Im
Sinne dieses Absatzes gilt, daß einer einen anderen kon­
trolliert, wenn er rechtlich oder tatsächlich in der Lage
ist, auf den anderen Zwang auszuüben oder ihm Weisun­
gen zu erteilen .

( 3 ) Artikel 3 Absatz 8 findet auf diesen Artikel
Anwendung .

Artikel 5

Einleitung des Verfahrens

( 1 ) Vorbehaltlich des Absatzes 8 wird eine Untersu­
chung zur Feststellung des Vorliegens, des Umfangs und
der Auswirkungen einer angeblichen schädigenden Preis­
gestaltung auf schriftlichen Antrag eingeleitet , der von
einer natürlichen oder juristischen Person oder einer
Vereinigung ohne Rechtspersönlichkeit , die im Namen
eines Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft handelt , gestellt
wird .
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d ) i ) dafür, daß, falls das Schiff in einer allgemeinen
Ausschreibung verkauft wurde , der Antragsteller
zur Abgabe eines Angebots aufgefordert wurde,
daß er sich tatsächlich um den Auftrag beworben
hat und daß das Angebot des Antragstellers im
wesentlichen dem Lastenheft ( z . B. Liefertermin
und technische Anforderungen ) entsprach, oder

ii ) dafür, daß, falls das Schiff in einem anderen
Vergabeverfahren verkauft und der Antragsteller
zur Abgabe eines Angebots aufgefordert wurde ,
er sich tatsächlich um den Auftrag beworben hat
und daß das Angebot des Antragstellers im
wesentlichen dem Lastenheft entsprach, oder

iii ) dafür, daß in Ermangelung einer Aufforderung,
ein Angebot in einem anderen Vergabeverfahren
als einer allgemeinen Ausschreibung abzugeben,
der Antragsteller in der Lage war, das betreffende
Schiff zu bauen, und daß er, falls er Kenntnis von
dem geplanten Kauf hatte oder haben mußte, sich
nachweislich darum bemüht hat, einen Kaufver­
trag mit dem Käufer zu schließen, der mit dem
betreffenden Lastenheft vereinbar war . Es wird
davon ausgegangen, daß der Antragsteller Kennt­
nis von dem geplanten Kauf hatte oder haben
mußte, wenn nachgewiesen wird , daß die Mehr­
heit der Unternehmen des betreffenden Wirt­
schaftszweigs sich darum bemüht hat, mit diesem
Käufer einen Kaufvertrag über das betreffende
Schiff zu schließen, oder daß bei Maklern,
Finanzfachleuten , Klassifizierungsgesellschaften ,
Charterern , Fachverbänden oder sonstigen Stel­
len , die normalerweise mit Schiffbaugeschäften
befaßt sind und mit denen die Werft regelmäßig
in Kontakt oder in Geschäftsbeziehungen stand,
allgemeine Informationen über den geplanten
Kauf zur Verfügung standen .

( 4 ) Der Antrag enthält die folgenden dem Antragsteller
normalerweise zur Verfügung stehenden Informationen:

a ) Name des Antragstellers und Beschreibung des Volu­
mens und des Wertes der Gemeinschaftsproduktion
gleichartiger Schiffe durch den Antragsteller . Wird ein
schriftlicher Antrag im Namen eines Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft gestellt , so ist zur Identifizie­
rung des Wirtschaftszweigs , in dessen Namen der
Antrag gestellt wird , eine Liste aller bekannten
Gemeinschaftshersteller, die gleichartige Schiffe bauen
können, und, soweit möglich, eine Beschreibung des
Volumens und des Wertes der auf diese Hersteller
entfallenden Gemeinschaftsproduktion gleichartiger
Schiffe vorzulegen;

b ) vollständige Beschreibung des Schiffes , das angeblich
Gegenstand einer schädigenden Preisgestaltung ist,
Namen der betreffenden Ursprungs- oder Ausfuhrlän­
der, Namen aller bekannten Ausführer oder ausländi­
schen Hersteller und Name des Käufers des betreffen­
den Schiffes ;

c ) Preise, zu denen derartige Schiffe auf den Inlands­
märkten der Ursprungs- oder Ausfuhrländer verkauft
werden ( oder, soweit angebracht, Informationen über

die Preise , zu denen derartige Schiffe aus den
Ursprungs- oder Ausfuhrländern an ein oder mehrere
Drittländer verkauft werden, oder über den rechne­
risch ermittelten Wert des Schiffes ), sowie Informatio­
nen über die Ausfuhrpreise oder, soweit angebracht,
über die Preise , zu denen ein derartiges Schiff erstmals
an einen unabhängigen Käufer weiterverkauft wird;

d ) Auswirkungen des Verkaufs mit schädigender Preisge­
staltung auf die Preise gleichartiger Schiffe auf dem
Gemeinschaftsmarkt und folglich auf den Wirtschafts­
zweig der Gemeinschaft, so wie sie sich beispielsweise
in den in Artikel 3 Absätze 3 und 5 aufgeführten
relevanten Faktoren und Indizes widerspiegeln , die die
Lage des Wirtschaftszweiges der Gemeinschaft beein­
flussen .

( 5 ) Die Kommission prüft, soweit möglich, die Richtig­
keit und die Stichhaltigkeit der dem Antrag beigefügten
Beweise, um festzustellen, ob genügend Beweise vorliegen ,
um die Einleitung einer Untersuchung zu rechtfertigen .

( 6 ) Eine Untersuchung nach Absatz 1 wird nur dann
eingeleitet , wenn geprüft wurde, in welchem Maße der
Antrag von den Gemeinschaftsherstellern, die gleichartige
Schiffe bauen können, unterstützt bzw. abgelehnt wird ,
und daraufhin festgestellt wurde , daß der Antrag von
einem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft oder in seinem
Namen gestellt wurde . Der Antrag gilt als „ von einem
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft oder in seinem
Namen" gestellt , wenn er von Gemeinschaftsherstellern
unterstützt wird, deren Produktionskapazität für den Bau
gleichartiger Schiffe insgesamt mehr als 50 v . H. der
Gesamtkapazität für den Bau gleichartiger Schiffe dar­
stellt, die auf den Teil des Wirtschaftszweigs der Gemein­
schaft entfällt, der den Antrag entweder unterstützt oder
ablehnt. Eine Untersuchung wird jedoch nicht eingeleitet,
wenn auf die Gemeinschaftshersteller, die den Antrag
ausdrücklich unterstützen, weniger als 25 v . H. der
Gesamtkapazität der Gemeinschaftshersteller für den Bau
gleichartiger Schiffe entfallen .

( 7 ) Die Behörden geben den Antrag auf Einleitung
einer Untersuchung nicht öffentlich bekannt, bevor ein
Beschluß über die Einleitung einer solchen Untersuchung
ergangen ist . Vor der Einleitung einer Untersuchung wird
jedoch die Regierung des betroffenen Ausfuhrlandes
unterrichtet .

( 8 ) Wird unter besonderen Umständen beschlossen,
eine Untersuchung einzuleiten , ohne daß ein entsprechen­
der schriftlicher Antrag von einem Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft oder in seinem Namen gestellt wurde, so
erfolgt dies , wenn genügend Beweise für eine schädigende
Preisgestaltung, eine Schädigung und einen ursächlichen
Zusammenhang vorliegen und hinreichend bewiesen ist,
daß ein Mitglied des angeblich geschädigten Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft die Kriterien des Absatzes 3
Buchstabe d ) erfüllt, um die Einleitung einer Untersu­
chung zu rechtfertigen .

Gegebenenfalls kann eine Untersuchung auf schriftlichen
Antrag der Behörden einer Vertragspartei eingeleitet wer­
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den . Bei einem solchen Antrag müssen genügend Beweise
dafür vorgelegt werden, daß ein Schiff Gegenstand einer
schädigenden Preisgestaltung ist oder war und daß der
angebliche Verkauf unter dem Normalwert an einen
Käufer in der Gemeinschaft eine Schädigung des inländi­
schen Wirtschaftszweigs der betreffenden Vertragspartei
verursacht oder verursacht hat .

( 9 ) Die Beweise sowohl für die schädigende Preisge­
staltung als auch für die Schädigung werden bei dem
Beschluß über die Einleitung einer Untersuchung gleich­
zeitig berücksichtigt . Ein Antrag wird zurückgewiesen,
wenn die Beweise entweder für die schädigende Preisge­
staltung oder für die Schädigung nicht ausreichen, um
eine Untersuchung des Falls zu rechtfertigen .

( 10 ) Der Antrag kann vor der Einleitung der Untersu­
chung zurückgezogen werden und gilt dann als nicht
gestellt .

( 11 ) Stellt sich nach Konsultationen heraus , daß genü­
gend Beweise vorliegen , um die Einleitung eines Verfah­
rens zu rechtfertigen, so eröffnet die Kommission inner­
halb von 45 Tagen nach der Antragstellung oder im Fall
der Einleitung gemäß Absatz 8 spätestens sechs Monate
nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verkauf des Schiffes
bekannt war oder bekannt sein mußte, unbeschadet des
Artikels 15 Absatz 2 ein Verfahren und veröffentlicht
eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften . Reichen die Beweise nicht aus, so wird
der Antragsteller hiervon nach Konsultationen innerhalb
von 45 Tagen nach dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag
bei der Kommission gestellt worden ist, unterrichtet .

( 12 ) Die Bekanntmachung über die Einleitung des Ver­
fahrens kündigt die Einleitung einer Untersuchung an,
enthält den Namen und das Land der Werft und des oder
der Käufer, eine Beschreibung des betroffenen Schiffes
sowie eine Zusammenfassung der eingegangenen Infor­
mationen und den Hinweis , daß alle sachdienlichen Infor­
mationen der Kommission zu übermitteln sind; darin
werden die Fristen festgesetzt, innerhalb deren interes­
sierte Parteien sich selbst melden, ihren Standpunkt
schriftlich darlegen und Informationen unterbreiten kön­
nen, wenn solche Standpunkte und Informationen wäh­
rend der Untersuchung berücksichtigt werden sollen; fer­
ner wird die Frist festgesetzt , innerhalb deren interessierte
Parteien bei der Kommission einen Antrag auf Anhörung
nach Artikel 6 Absatz 5 stellen können .

( 13 ) Die Kommission unterrichtet die bekanntermaßen
betroffenen Ausführer, Käufer des Schiffs und repräsenta­
tiven Verbände von Herstellern, Ausführern und Käufern
derartiger Schiffe sowie die Vertreter des Landes, dessen
Schiff Gegenstand dieser Untersuchung ist, und die
Antragsteller über die Einleitung des Verfahrens und
übermittelt unter gebührender Wahrung der Vertraulich­
keit der Informationen dem Ausführer sowie den Behör­
den des Ausfuhrlandes den vollen Wortlaut des schriftli­
chen Antrags nach Absatz 1 und stellt ihn auf Antrag
auch den anderen einbezogenen interessierten Parteien zur
Verfügung .

Artikel 6

Untersuchung

( 1 ) Nach der Einleitung des Verfahrens leitet die Kom­
mission in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, und,
soweit angebracht, mit den Behörden von Drittländern
eine Untersuchung auf Gemeinschaftsebene ein . Diese
Untersuchung erstreckt sich sowohl auf die schädigende
Preisgestaltung als auch auf die Schädigung, die gleichzei­
tig untersucht werden .

( 2 ) Den Parteien , denen im Rahmen einer Untersu­
chung wegen schädigender Preisgestaltung Fragebogen
zugesandt werden, wird eine Beantwortungsfrist von min­
destens 30 Tagen eingeräumt . Die Frist für die Ausführer
beginnt an dem Tag des Eingangs des Fragebogens , wobei
davon ausgegangen wird , daß der Fragebogen eine
Woche nach dem Tag eingeht, an dem er an den Ausfüh­
rer abgesandt oder der zuständigen diplomatischen Ver­
tretung des Ausfuhrlandes übermittelt wurde . Eine Ver­
längerung der 30-Tage-Frist kann unter gebührender
Berücksichtigung der Fristen für die Untersuchung
gewährt werden, sofern die Partei wegen besonderer
Umstände einen triftigen Grund für diese Verlängerung
angeben kann .

( 3 ) Die Kommission kann gegebenenfalls Behörden
von Drittländern sowie die Mitgliedstaaten ersuchen, ihr
Auskünfte zu erteilen, und die Mitgliedstaaten treffen alle
erforderlichen Vorkehrungen, um den Ersuchen der Kom­
mission nachzukommen. Sie übermitteln der Kommission
die erbetenen Auskünfte sowie die Ergebnisse der ange­
stellten Nachprüfungen, Kontrollen oder Untersuchun­
gen . Sind diese Informationen von allgemeinem Interesse
oder ist ihre Weitergabe von einem Mitgliedstaat erbeten
worden, so übermittelt die Kommission diese Informatio­
nen den Mitgliedstaaten , es sei denn, sie sind vertraulich;
in diesem Fall wird eine nichtvertrauliche Zusammenfas­
sung übermittelt .

( 4 ) Die Kommission kann gegebenenfalls Behörden
von Drittländern sowie die Mitgliedstaaten ersuchen, alle
erforderlichen Nachprüfungen und Kontrollen durchzu­
führen, insbesondere bei Herstellern der Gemeinschaft,
und Untersuchungen in Drittländern durchzuführen,
sofern die betroffenen Unternehmen ihre Zustimmung
erteilen und die offiziell unterrichtete Regierung des
betreffenden Landes keine Einwände erhebt . Die Mit­
gliedstaaten treffen alle erforderlichen Vorkehrungen, um
den Ersuchen der Kommission nachzukommen . Bedien­
stete der Kommission können auf Antrag der Kommis­
sion oder auf Antrag eines Mitgliedstaats die Bediensteten
der Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
unterstützen . Ebenso können im Einvernehmen zwischen
der Kommission und den betroffenen Behörden Bedien­
stete der Kommission die Bediensteten der Behörden von
Drittländern bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstüt­
zen .

( 5 ) Die interessierten Parteien, die sich gemäß Artikel 5
Absatz 12 selbst gemeldet haben, werden angehört, wenn
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sie innerhalb der in der Bekanntmachung im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften festgesetzten Frist eine
solche Anhörung schriftlich beantragen und dabei nach­
weisen , daß sie eine interessierte Partei sind, die wahr­
scheinlich vom Ergebnis des Verfahrens betroffen sein
wird, und daß besondere Gründe für ihre Anhörung
sprechen .

( 6 ) Auf Antrag erhalten die Werft , der oder die Käu­
fer, die Vertreter der Regierung des Ausfuhrlandes , die
Antragsteller und andere interessierte Parteien , die sich
gemäß Artikel 5 Absatz 12 selbst gemeldet haben, Gele­
genheit, mit den Parteien zusammenzutreffen, die entge­
gengesetzte Interessen vertreten, damit gegenteilige An­
sichten geäußert und Gegenargumente vorgebracht wer­
den können . Dabei ist der notwendigen Wahrung der
Vertraulichkeit und den praktischen Bedürfnissen der
Parteien Rechnung zu tragen . Die Parteien sind nicht
verpflichtet, an solchen Zusammenkünften teilzunehmen,
und ihre Abw'esenheit ist ihrer Sache nicht abträglich .
Mündliche Informationen nach diesem Absatz werden
nur berücksichtigt, sofern sie in schriftlicher Form nach­
gereicht werden .

( 7 ) Die Antragsteller, die Werft, der oder die Käufer
und andere interessierte Parteien , die sich gemäß Artikel 5
Absatz 12 selbst gemeldet haben, sowie die Vertreter des
Ausfuhrlandes können auf schriftlichen Antrag alle von
einer von der Untersuchung betroffenen Partei zur Verfü­
gung gestellten Unterlagen mit Ausnahme der von den
Behörden der Gemeinschaft oder ihrer Mitgliedstaaten
erstellten internen Dokumente einsehen, die für die Darle­
gung ihres Standpunktes erheblich und nicht vertaulich
im Sinne des Artikels 13 sind und bei der Untersuchung
verwendet werden . Diese Parteien können zu diesen
Unterlagen Stellung nehmen, und ihre Kommentare wer­
den berücksichtigt, soweit sie hinreichend begründet wor­
den sind .

Artikel 7

Abschluß ohne Maßnahmen; Einführung und Erhebung
von Abgaben wegen schädigender Preisgestaltung

( 1 ) Wird der Antrag zurückgenommen, so kann das
Verfahren abgeschlossen werden .

( 2 ) Stellt sich nach Konsultationen heraus , daß keine
Maßnahmen notwendig sind , und werden im Beratenden
Ausschuß keine Einwände erhoben, so wird die Untersu­
chung oder das Verfahren abgeschlossen . Andernfalls legt
die Kommission dem Rat umgehend einen Bericht über
das Ergebnis der Konsultationen sowie einen Vorschlag
für den Abschluß des Verfahrens vor . Das Verfahren gilt
als abgeschlossen, wenn der Rat nicht innerhalb eines
Monats mit qualifizierter Mehrheit anders entscheidet .

( 3 ) Das Verfahren wird unverzüglich abgeschlossen,
wenn festgestellt wird, daß die Spanne der schädigenden
Preisgestaltung, ausgedrückt als Prozentsatz des Ausfuhr­
preises , weniger als 2 v . H. beträgt .

( 4 ) Ergibt sich aus der endgültigen Feststellung des
Sachverhalts, daß eine schädigende Preisgestaltung und
eine dadurch verursachte Schädigung vorliegen, so erlegt
der Rat auf einen nach Konsultationen im Beratenden
Ausschuß von der Kommission unterbreiteten Vorschlag
mit einfacher Mehrheit der Werft eine Abgabe wegen
schädigender Preisgestaltung auf. Die Höhe dieser Abgabe
wird in gleicher Höhe wie die festgestellte Spanne der
schädigenden Preisgestaltung festgesetzt . Der Rat faßt den
Beschluß spätestens 30 Arbeitstage nach Eingang des
Vorschlags . Die Kommission trifft die erforderlichen
Maßnahmen zur Durchführung des Ratsbeschlusses , ins­
besondere zur Erhebung der Abgabe wegen schädigender
Preisgestaltung .

( 5 ) Die Werft muß die Abgabe wegen schädigender
Preisgestaltung binnen 180 Tagen nach dem Eingang der
Mitteilung über die Einführung der Abgabe zahlen, wobei
davon ausgegangen wird, daß diese Mitteilung eine
Woche nach dem Tag, an dem sie abgesandt wurde, bei
der Werft eingegangen ist . Die Kommission kann der
Werft eine angemessene Verlängerung der Zahlungsfrist
gewähren, wenn die Werft nachweist, daß sie durch eine
Zahlung binnen 180 Tagen zahlungsunfähig werden
würde oder eine solche Zahlung mit einer gerichtlich
überwachten Umstrukturierung unvereinbar wäre ; in die­
sem Fall fallen auf den nicht gezahlten Teil der Abgabe
Zinsen zu einem Zinssatz an , welcher der mittleren
Umlaufrendite mittelfristiger Ecu-Anleihen an der Luxem­
burger Börse plus 50 Basispunkten entspricht .

( 8 ) Außer unter den in Artikel 12 genannten Umstän­
den werden die von den interessierten Parteien gelieferten
Informationen, auf die sich die Feststellungen stützen, so­
weit wie möglich auf ihre Richtigkeit geprüft .

( 9 ) Bei Verfahren mit einem Preisvergleich , bei denen
ein gleichartiges Schiff geliefert worden ist, muß die
Untersuchung spätestens ein Jahr nach Einleitung abge­
schlossen sein . Bei Verfahren, bei denen ein gleichartiges
Schiff sich im Bau befindet, wird die Untersuchung späte­
stens ein Jahr nach Lieferung dieses Schiffes abgeschlos­
sen .

Untersuchungen mit einem rechnerisch ermittelten Wert
werden binnen eines Jahres nach ihrer Einleitung oder
binnen eines Jahres nach Lieferung des Schiffes abge­
schlossen, sofern letzterer der spätere Zeitpunkt ist .

Im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 2 werden
diese Fristen aufgehoben .

Artikel 8

Alternative Abhilfemaßnahmen

Die Untersuchung kann nach Konsultation im Beratenden
Ausschuß ohne Einführung einer Abgabe wegen schädi­
gender Preisgestaltung abgeschlossen werden, wenn die
Werft den Verkauf des Schiffes , das Gegenstand der
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( 3 ) Erforderlichenfalls können die Konsultationen nur
im schriftlichen Wege erfolgen ; in diesem Fall unterrichtet
die Kommission die Mitgliedstaaten und legt eine Frist
fest, innerhalb deren die Mitgliedstaaten ihre Stellungnah­
men abgeben oder mündliche Konsultationen beantragen
können, die der Vorsitzende anberaumt, wobei diese
mündlichen Konsultationen so rechtzeitig stattfinden, daß
die in dieser Verordnung festgesetzten Fristen eingehalten
werden können .

( 4 ) Die Konsultationen betreffen insbesondere :

a ) das Vorliegen einer schädigenden Preisgestaltung und
die Methoden für die Ermittlung der Spanne der
schädigenden Preisgestaltung;

b ) das Vorliegen und den Umfang einer Schädigung;

c ) den ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Ver­
kauf mit schädigender Preisgestaltung und der Schädi­
gung;

d ) die Maßnahmen, die unter den gegebenen Umständen
zur Behebung der durch die schädigende Preisgestal­
tung hervorgerufenen Schädigung zu treffen sind,
sowie die Einzelheiten ihrer Anwendung .

schädigenden Preisgestaltung ist, definitiv und bedin­
gungslos rückgängig macht oder eine von der Kommis­
sion genehmigte alternative gleichwertige Abhilfemaß­
nahme durchführt .

Ein Verkauf gilt erst dann als rückgängig gemacht, wenn
das Vertragsverhältnis zwischen den an dem betreffenden
Verkauf beteiligten Vertragsparteien beendet, der im
Zusammenhang mit dem Verkauf gezahlte Kaufpreis
erstattet und alle Rechte an dem betreffenden Schiff oder
an Teilen davon an die Werft rückübertragen worden
sind .

Artikel 9

Gegenmaßnahmen — Verweigerung von Rechten für das
Laden und das Löschen

( 1 ) Zahlt die betreffende Werft die ihr nach Artikel 7
auferlegte Abgabe nicht, so verhängt die Kommission
nach Konsultation im Beratenden Ausschuß für die von
der betreffenden Werft gebauten Schiffe Gegenmaßnah­
men in Form der Verweigerung der Rechte für das Laden
und das Löschen .

( 2 ) Der Beschluß über die Verhängung von Gegenmaß­
nahmen tritt 30 Tage nach seiner Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft und
wird aufgehoben, sobald die Werft die Abgabe wegen
schädigender Preisgestaltung vollständig gezahlt hat . Die
Gegenmaßnahmen betreffen alle Schiffe, die binnen vier
Jahren nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Beschlusses bestellt worden sind . Sie bleiben für jedes
Schiff für einen Zeitraum von vier Jahren nach dessen
Lieferung in Kraft . Dieser Zeitraum kann nur nach
Einleitung eines internationalen Streitbeilegungsverfahrens
über die verhängten Gegenmaßnahmen und im Einklang
mit den Ergebnissen dieses Verfahrens verkürzt werden .

Welchen Schiffen die Rechte für das Laden und das
Löschen verweigert werden, wird durch Beschluß der
Kommission festgelegt und im Amtsblatt der Europäi­
schen Gemeinschaften veröffentlicht .

( 3 ) Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilen
Schiffen , für die die Rechte für das Laden und das
Löschen verweigert werden, keine Genehmigung für das
Laden und das Löschen .

Artikel 10

Konsultationen

( 1 ) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Konsulta­
tionen finden in einem Beratenden Ausschuß statt , der
aus Vertretern jedes Mitgliedstaats besteht und in dem
ein Vertreter der Kommission den Vorsitz führt . Die
Konsultationen werden auf Antrag eines Mitgliedstaats
oder auf Veranlassung der Kommission umgehend und in
jedem Fall so rechtzeitig eingeleitet , daß die in dieser
Verordnung festgesetzten Fristen eingehalten werden kön­
nen .

( 2 ) Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden ein­
berufen . Dieser übermittelt den Mitgliedstaaten so bald
wie möglich alle zweckdienlichen Informationen .

Artikel 1 1

Kontrollbesuche

( 1 ) Die Kommission führt, wenn sie es für angemessen
erachtet, Kontrollbesuche durch, um die Bücher von
Ausführern , Werften, Händlern, Vertretern, Herstellern ,
Wirtschaftsverbänden und -Organisationen einzusehen
und die Informationen zu der schädigenden Preisgestal­
tung und der Schädigung zu überprüfen . Ohne eine
ordentliche und fristgerechte Antwort kann ein Kontroll­
besuch nicht durchgeführt werden .

( 2 ) Die Kommission kann bei Bedarf Untersuchungen
in Drittländern durchführen, sofern die betroffenen
Unternehmen ihre Zustimmung erteilen , sie die Vertreter
der Regierung des betroffenen Drittlandes unterrichtet
und letzteres keine Einwände gegen die Untersuchung
erhebt . Sobald die betreffenden Unternehmen ihre
Zustimmung erteilt haben, sollte die Kommission den
Behörden des Ausfuhrlandes die Namen und die
Anschriften der Unternehmen, die besucht werden sollen ,
und die vereinbarten Termine mitteilen .

( 3 ) Die betreffenden Unternehmen werden über die
Art der bei den Kontrollbesuchen zu überprüfenden
Informationen und die während dieser Besuche vorzule­
genden sonstigen Informationen unterrichtet ; dies schließt
jedoch nicht aus , daß an Ort und Stelle in Anbetracht der
erhaltenen Informationen weitere Einzelheiten angefor­
dert werden können .

( 4 ) Bei Untersuchungen gemäß den Absätzen 1 , 2 und
3 wird die Kommission von Bediensteten jener Mitglied­
staaten unterstützt, die darum ersucht haben .
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Artikel 12

Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

( 1 ) Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu
den erforderlichen Informationen oder erteilt sie nicht
innerhalb der durch diese Verordnung gesetzten Fristen
die erforderlichen Auskünfte oder behindert sie erheblich
die Untersuchung, so können vorläufige oder endgültige
positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage
der verfügbaren Fakten getroffen werden . Wird festge­
stellt, daß eine interessierte Partei unwahre oder irrefüh­
rende Informationen vorgelegt hat, so werden diese Infor­
mationen nicht berücksichtigt, und die verfügbaren Infor­
mationen können zugrunde gelegt werden . Die interessier­
ten Parteien sollten über die Folgen der mangelnden
Bereitschaft zur Mitarbeit unterrichtet werden .

( 2 ) Werden die Antworten nicht auf einen elektroni­
schen Datenträger übermittelt, so gilt dies nicht als man­
gelnde Bereitschaft zur Mitarbeit , sofern die interessierte
Partei darlegt, daß die Übermittlung der Antwort in der
gewünschten Form die interessierte Partei über Gebühr
zusätzlich belasten würde oder mit unangemessenen
zusätzlichen Kosten verbunden wäre .

( 3 ) Erweisen sich die von einer interessierten Partei
übermittelten Informationen nicht in jeder Hinsicht als
vollkommen, so bleiben diese Informationen nicht unbe­
rücksichtigt, sofern die Mängel nicht derart sind, daß sie
angemessene und zuverlässige Feststellungen über Gebühr
erschweren, und sofern die Informationen in angemesse­
ner Weise und fristgerecht übermittelt werden, nachprüf­
bar sind und die interessierte Partei nach besten Kräften
gehandelt hat .

( 4 ) Werden Nachweise oder Informationen nicht
akzeptiert, so wird die Partei , die sie vorgelegt hat,
unverzüglich über die Gründe unterrichtet und erhält die
Möglichkeit, innerhalb der festgesetzten Frist weitere
Erläuterungen zu geben . Werden die Erläuterungen nicht
für ausreichend gehalten, so sind die Gründe für die
Zurückweisung solcher Nachweise oder Informationen
anzugeben und in veröffentlichten Feststellungen darzule­
gen .

( 5 ) Stützen sich die Feststellungen, einschließlich der
Ermittlung des Normalwertes, auf Absatz 1 , einschließ­
lich der Angaben in dem Antrag, so werden sie , soweit
möglich und unter gebührender Berücksichtigung der
Fristen für die Untersuchung, anhand von Informationen
aus anderen zugänglichen unabhängigen Quellen wie ver­
öffentlichte Preislisten , amtliche Verkaufsstatistiken und
Zollerklärungen oder anhand von Informationen geprüft,
die von anderen interessierten Parteien während der
Untersuchung vorgelegt wurden .

( 6 ) Ist eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
zur Mitarbeit bereit und werden maßgebliche Informatio­
nen vorenthalten, so kann dies zu einem Ergebnis führen,
das für diese Partei weniger günstig ist , als wenn sie
mitgearbeitet hätte .

Artikel 13

Vertrauliche Informationen

( 1 ) Alle Informationen, die ihrer Natur nach vertrau­
lich sind ( beispielsweise weil ihre Preisgabe einem Kon­
kurrenten erhebliche Wettbewerbsvorteile verschaffen
würde oder für den Auskunftgeber oder die Person, von
der er die Informationen erhalten hat, von erheblichem
Nachteil wäre ) oder von den Parteien auf vertraulicher
Grundlage für eine Untersuchung zur Verfügung gestellt
werden, sind bei entsprechender Begründung von den
Behörden vertraulich zu behandeln .

( 2 ) Die interessierten Parteien , die vertrauliche Infor­
mationen übermitteln , werden aufgefordert, eine nichtver­
trauliche Zusammenfassung dieser Informationen vorzu­
legen . Diese Zusammenfassungen sollen so ausführlich
sein , daß sie ein angemessenes Verständnis des wesent­
lichen Inhalts der vertraulichen Informationen ermögli­
chen . Unter besonderen Umständen können diese Parteien
erklären, daß sich diese Informationen nicht für eine
Zusammenfassung eignen . Unter diesen besonderen
Umständen müssen die Gründe angegeben werden, aus
denen eine Zusammenfassung nicht möglich ist .

( 3 ) Wird die Auffassung vertreten, daß ein Antrag auf
vertrauliche Behandlung nicht gerechtfertigt ist, und ist
der Antragsteller weder bereit, die Informationen
bekanntzugeben noch ihrer Bekanntgabe in großen Zügen
oder in gekürzter Form zuzustimmen, so können diese
Informationen unberücksichtigt bleiben, sofern nicht aus
geeigneten Quellen in zufriedenstellender Weise nachge­
wiesen ist , daß die Informationen richtig sind . Anträge
auf vertrauliche Behandlung sollen nicht willkürlich abge­
lehnt werden .

( 4 ) Dieser Artikel steht der Bekanntgabe allgemeiner
Informationen durch die Gemeinschaftsorgane und insbe­
sondere der Gründe für die in Anwendung dieser Verord­
nung getroffenen Entscheidungen sowie der Bekanntgabe
von Beweisen , auf die sich die Gemeinschaftsorgane
gestützt haben, nicht entgegen, sofern dies zur Erläute­
rung dieser Gründe in gerichtlichen Verfahren erforder­
lich ist . Diese Bekanntgabe muß dem berechtigten Inter­
esse der betroffenen Parteien an der Wahrung ihrer
Geschäftsgeheimnisse Rechnung tragen .

( 5 ) Der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten
sowie deren Bedienstete geben die Informationen, die sie
gemäß dieser Verordnung erhalten haben und deren ver­
trauliche Behandlung vom Auskunftgeber beantragt wor­
den ist, nicht ohne ausdrückliche Erlaubnis des Auskunft­
gebers bekannt . Zwischen der Kommission und den Mit­
gliedstaaten ausgetauschte Informationen oder Informa­
tionen über die Konsultationen gemäß Artikel 10 oder
von den Behörden der Gemeinschaft oder ihrer Mitglied­
staaten vorbereitete interne Dokumente werden außer in
den in dieser Verordnung vorgesehenen besonderen Fäl­
len nicht bekanntgegeben .

( 6 ) Die gemäß dieser Verordnung erhaltenen Informa­
tionen können nur zu dem Zweck verwendet werden, zu
dem sie eingeholt wurden .
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Artikel 14

Unterrichtung

( 1 ) Die Antragsteller, die Werft , der Ausführer, der
oder die Käufer des Schiffes sowie ihre repräsentativen
Verbände und die Vertreter des Ausfuhrlandes können
die Unterrichtung über Einzelheiten der wichtigsten Tat­
sachen und Erwägungen beantragen, auf deren Grundlage
beabsichtigt wird, die Einführung einer Abgabe wegen
schädigender Preisgestaltung oder die Einstellung einer
Untersuchung oder eines Verfahrens ohne die Einführung
einer Abgabe zu empfehlen .

( 2 ) Anträge auf endgültige Unterrichtung gemäß
Absatz 1 müssen schriftlich bei der Kommission einge­
reicht werden und innerhalb der von ihr festgesetzten
Frist eingehen .

( 3 ) Die Unterrichtung erfolgt schriftlich . Sie erfolgt
unter der erforderlichen Wahrung der Vertraulichkeit der
Informationen so bald wie möglich und normalerweise
spätestens einen Monat vor einer endgültigen Entschei­
dung oder der Vorlage eines Vorschlags der Kommission
für endgültige Maßnahmen gemäß Artikel 7 . Ist die
Kommission nicht in der Lage , über bestimmte Tatsachen
oder Erwägungen innerhalb dieser Frist zu unterrichten,
so werden diese so bald wie möglich danach mitgeteilt .
Die Unterrichtung greift einem etwaigen späteren
Beschluß der Kommission oder des Rates nicht vor; stützt
sich dieser Beschluß jedoch auf andere Tatsachen und
Erwägungen, so erfolgt die Unterrichtung darüber so bald
wie möglich .

( 4 ) Nach der Unterrichtung vorgebrachte Bemerkun­
gen werden nur berücksichtigt, wenn sie innerhalb einer
von der Kommission im Einzelfall festgesetzten Frist
eingehen, die mindestens zehn Tage beträgt, wobei der
Dringlichkeit der Angelegenheit gebührend Rechnung
getragen wird .

Artikel 15

Schlußbestimmungen

( 1 ) Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung
a ) besonderer Regeln, die in zwischen der Gemeinschaft

und Drittländern geschlossenen Vereinbarungen ent­
halten sind ;

b ) besonderer Maßnahmen, sofern diesen nicht die im
Rahmen des Schiffbau-Übereinkommens eingegange­
nen Verpflichtungen entgegenstehen .

( 2 ) Es wird keine Untersuchung gemäß dieser Verord­
nung eingeleitet und keine Maßnahme verhängt oder
aufrechterhalten, wenn diese Maßnahme den Verpflich­
tungen der Gemeinschaft aus dem Schiffbau-Übereinkom­
men oder anderen einschlägigen internationalen Überein­
kommen zuwiderlaufen würde .

Diese Verordnung hindert die Gemeinschaft nicht daran,
ihren Verpflichtungen aus dem Schiffbau-Übereinkommen
hinsichtlich der Streitbeilegung nachzukommen.

Artikel 16

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft .

Sie gilt ab dem Tag des Inkrafttretens des Schiffbau­
Übereinkommens ( 1 ) .

Sie gilt nicht für Schiffe, deren Kaufvertrag vor dem Tag
des Inkrafttretens des Schiffbau-Übereinkommens ge­
schlossen wurde, ausgenommen Schiffe , deren Kaufver­
trag nach dem 21 . Dezember 1994 geschlossen wurde
und die mehr als fünf Jahre nach dem Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses geliefert werden sollen . Diese Schiffe
fallen unter diese Verordnung, es sei denn, die Werft
beweist , daß diese lange Lieferfrist auf normale kaufmän­
nische Gründe und nicht auf die Absicht zurückzuführen
ist, die Anwendung dieser Verordnung zu umgehen .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 29 . Januar 1996 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

S. AGNELLI

(') Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Schiffbau-Übereinkom­
mens wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften,
Reihe L, veröffentlicht .
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